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Liebe Leserinnen und Leser!

Sparen beginnt im Kleinen . Auch auf
Ebene der Landesverwaltung ist man seit
geraumer Zeit bemüht, die verschiede-
nen Sachaufwendungen im Hinblick auf
Einsparungspotentiale zu hinterfragen .
Dementsprechend wird derzeit auch die
Publikationstätigkeit des Amtes der
Landesregierung daraufhin überprüft, ob
bzw. welche Einsparungen sinnvoller-
weise mÖglich sind .
RO-Info - dessen 11 . Folge Sie nun in
Händen halten - wurde vor 1991 mit
Beschluƒ der Landesregierung aus der
Taufe gehoben . Die seinerzeitige Absicht,
mit dieser Zeitschrift die „ffentlichkeit,
VertretungskÖrperschaften und Entschei-
dungsträger auf allen Ebenen sowie
Fachleute …über raumordnerische Pro-
bleme und Anliegen zu informieren,
Verständnis für die Notwendigkeit raum-
planerischer Maƒnahmen zu wecken
und vielleicht sogar aktives Tätigwer-
den auszulÖsen" (Herausgeberbrief zu
Heft 1), hat unveränderte, ja ich glaube
sogar gestiegene Aktualität .
Tagtäglich erleben wir, daƒ Raum-
ordnung ohne †berzeugungsarbeit,
ohne kooperative Planungsprozesse
nicht machbar ist und daƒ die Hand-
habung gesetzlicher Bestimmungen
allein nicht ausreicht, um für die not-
wendigen Aktivitäten der Raumordnung
auf Dauer Akzeptanz zu finden .
Am Beginn von Kooperation steht
Information . Ich bin der Auffassung, daƒ
in Angelegenheiten der Raumordnung
die Informationsvermittlung an die
damit Befaƒten oder die davon direkt
oder indirekt Berührten eine Bringschuld
des Landes ist. Mit der Zeitschrift
RO-Info waren wir in den letzten fünf
Jahren bemüht, zumindest einen Teil
dieses Informationsbedürfnisses zu
decken und wollen dies auch weiter tun .
Immer wieder erreichen uns sehr
positive ‡uƒerungen, was den Inhalt und
auch, was die sparsame und trotzdem
gefällige Aufmachung unserer Zeitschrift
anlangt . So sehr uns derartige Einzel-
reaktionen freuen, sind wir nun doch

angehalten, uns einen Gesamtüber-
blick verschaffen, wieweit unsere …Bot-
schaften" tatsächlich ankommen, wie-
weit RO-Info wirklich gelesen wird und
wieweit Interesse am weiteren Bezug
besteht. Es soll damit überprüft werden,
ob Einsparungen bei den Herstellungs-
und Versandkosten mÖglich sind .
Auf der letzten Umschlagseite finden Sie
daher eine Rückantwortkarte: Wenn Sie
RO-Info weiter beziehen wollen, laden
wir Sie ein, diese Karte an uns zurück-
zusenden .
In der Hoffnung, daƒ Ihnen RO-Info die
kleine Mühe wert ist und wir eine Menge
Post von unseren Leserinnen und Lesern
erhalten, grüƒt Sie herzlich
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Neun Fragen zur Tiroler Raumordnung
an Landesrat Konrad Streiter

Seit 24.9.1993 ist Landesrat Konrad Streiter für die
Raumordnung in Tirol politisch verantwortlich . Seit 1 . 1 . 1994 ist
das neue Tiroler Raumordnungsgesetz die rechtliche Grundlage
seines Handelns . In einer Phase, in der allseits politische
Neuorientierungen erfolgen, befragt RO-Info den
Raumordnungs-Landesrat nach seinen bisherigen Erfahrungen
und nach seinen Vorstellungen über die künftige raumord-
nungspolitische Linie in unserem Land .

RO-Info

Herr Landesrat, Sie sind in der
Landesregierung für die Belange der
Wirtschaft, für Gemeindeangelegen-
heiten und für die Raumordnung
zuständig. Welchen Stellenwert hat
dabei die Raumordnung für Sie?

LR Streiter

Die Raumordnung hat um die geordne-
te Gesamtentwicklung des Landes bzw .
um die geordnete räumliche Ent-
wicklung der Gemeinden besorgt zu
sein. Raumordnung dient also nicht nur
der Sicherstellung einer zweckmäÖigen,
sparsamen Bodennutzung, sondern -
das mƒchte ich besonders betonen -

auch der Koordination der verschie-
denen raumbeeinflussenden Pla-
nungen und MaÖnahmen .

Dies kommt auch in dem im
Raumordnungsgesetz festge-
legten umfassenden Ziel-
katalog zum Ausdruck .
Besonders wichtig sind
mir dabei

„ die Befriedigung des
Wohnbedarfes der Bevƒl-
kerung ;

„ die Erhaltung und
Entwicklung einer lei-
stungsfähigen Wirtschaft ;

„ die Sicherung von Erho-
lungsräumen und die Schaf-

fung von Erholungseinrich-
tungen ;

„

	

die Obsorge für eine men-
schen- und umweltfreundliche

Deckung der Verkehrsbedürfnisse ;

„ die Energieversorgung nach den
Grundsätzen der Sparsamkeit und
Nachhaltigkeit
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ƒ und die Sicherung der Leistungs-
fÖhigkeit sowie die Verbesserung der
Zusammenarbeit der Gemeinden .

Diese und die „brigen Ziele in gegen-
seitiger Abstimmung, unter Schonung
der nat„rlichen Ressourcen und mit
Blick auf die Zukunft mit allen verf„g-
baren Instrumenten so gut wie müglich
zu verwirklichen, das ist die Aufgabe
einer aktiven Raumordnungspolitik, f„r
die ich eintrete .

RO-Info

Das klingt gut . Man hürt aber doch
auch Kritik, da… sich die Tiroler
Raumordnung zu sehr ins Detail
verliert und mehr "mit der Lupe" als
mit Blick auf das Ganze betrieben
wird?

LR Streiter

Mag sein, da… es nach au…en gelegent-
lich so aussieht. F„r den B„rger wird
Raumordnung meist erst' in Zusam-
menhang mit konkreten FlÖchen-
widmungen greifbar. Hier ergeben sich
dann gelegentlich auch Konflikte, „ber
die in den Medien berichtet wird . Das
Scheinbild der vor allem von Auseinan-
dersetzungen geprÖgten Raumordnung
stimmt aber mit der Wirklichkeit nicht
„berein .

Die Tiroler Raumordnung erschüpft sich
bei weitem nicht in der änderung von
FlÖchenwidmungsplÖnen in Einzel-
fÖllen! Sie spielt sich vielmehr in einem
System miteinander verzahnter Instru-
mente und Handlungsebenen ab :

Besonders wichtig ist es, den Infor-
mationsstand „ber die Raumordnung
bei den B„rgern insgesamt sowie bei
den Handlungs- und Entscheidungs-
trÖgern zu verbessern . Raumordnung
mu… noch mehr zum allgemeinen
Anliegen werden . Hier haben wir uns
zwar bisher schon bem„ht (etwa mit
der Zeitschrift RO-Info, zahlreichen
VortrÖgen und einer un„bersehbaren
Zahl von Einzelberatungen), aber es
gibt noch gro…en Handlungsbedarf .
Eine VerstÖrkung des allgemeinen .
Raumordnungsbewu…tseins ist Voraus-
setzung daf„r, da… der Wille f„r

raumordnerische Entscheidungen und
Umsetzungen gestÖrkt wird und da…
Ma…nahmen der Raumordnung auf
VerstÖndnis sto…en .

ƒ Raumordnung ist stets zukunfts-
orientiert . Die Raumordnungspolitik hat
daher klare Rahmensetzungen f„r die
rÖumliche Entwicklung vorzugeben . Da
wir alle keine "Hellseher" sind, gilt es
allerdings, jenes Ma… an FlexibilitÖt zu
wahren, das zur Anpassung an sich
Öndernde Gegebenheiten erforderlich
ist. Auf „berürtlicher Ebene braucht es
den Mut, zu wichtigen Themen in poli-
tisch und/oder rechtlich verbindlichen
Raumordnungsprogrammen und Kon-
zepten "Farbe zu bekennen" und einen
klaren Rahmen f„r Einzelentschei-
dungen_vorzugeben . Ich rede hier kei-
ner neuen Konzeptflut als Selbstzweck
das Wort. Ich warne aber gleicher-
ma…en vor der Selbst„berschÖtzung,
alles aus der praktischen Erfahrung her-
aus im Einzelfall im Griff zu haben.
Unser rÖumliches, gesellschaftliches
und ükologisches Gef„ge ist zu kom-
plex, als da… es ausschlie…lich in Form
isolierter Einzelentscheidungen gesteu-
ert werden künnte. Auf ürtlicher Ebene
halte ich die ürtlichen Raumordnungs-
konzepte als mittelfristige, gesamthafte
Steuerungsinstrumente f„r sehr wichtig
und w„nsche mir, da… diese Bedeut-
samkeit auch richtig erkannt wird .

ƒ Partnerschaftliche, kommunikative
Planungsprozesse sind besonders wich-
tig. Hier fÖllt die Vorentscheidung, ob
Raumordnungsprogramme und -kon-
zepte auf Akzeptanz sto…en und spÖter
tatsÖchlich umgesetzt werden . Mit der
ordnungsgemÖ…en Abwicklung von
Verfahren allein ist es in der Raum-
ordnung nicht getan . In immer stÖrke-
rem Ma…e sind wir daher bem„ht, die
Beteiligten und Betroffenen einer
Planung noch vor den Begutachtungs-
und Genehmigungsverfahren bereits
in die Entwurfsausarbeitung einzubin-
den und nach Müglichkeit eine sich
selbst tragende Planungsdynamik zu
erzeugen . -

ƒ Wir m„ssen den Raum kennen, den
wir ordnen und entwickeln wollen .
Gerade bei der Beurteilung gesamthaf-
ter Entwicklungen lÖ…t uns die aus

begrenzter Sicht erwachsende indivi-
duelle Erfahrung oft im Stich . Der
Auftrag des Raumordnungsgesetzes,
wesentliche Gegebenheiten in Be-
standsaufnahmen zu erfassen, zu
analysieren und auf aktuellere Stand zu
halten, ist daher ernst zu nehmen . Das
statistische Informationssystem SITRO
und das geographische Informations-
system TIRIS ermüglichen es in
zukunftsweisender Art, wichtige Daten
und Plangrundlagen systematisch zu
erfassen, aktuell zu halten und leicht
zugÖnglich zu machen .

ƒ Im Raumordnungsgesetz nur un-
scheinbar verankert, aber f„r die
Wirksamkeit der Raumordnung von
grü…ter Bedeutung, ist deren Koor-
dinierungsauftrag . VielfÖltige Projekte
und Entscheidungen in Verfahren
beeinflussen die rÖumliche Entwick-
lung . Hier ist es mir besonders wichtig,
da… raumordnerische Beurteilungen
erfolgen, um beispielsweise die Raum-
vertrÖglichkeit von Verkehrswegen,
Hochspannungsleitungen, Rohstoffge-
winnungen' usw. sicherzustellen . Ver-
schiedentlich braucht es rechtliche und
organisatorische Verbesserungen, um
diese raumordnerische Koordinierung
sicherzustellen .

ƒ Raumordnung bedeutet nicht nur
EinschrÖnkung . Die Aufgabe der geord-
neten Gesamtentwicklung beinhaltet
den ordnenden Eingriff ebenso wie
den Entwicklungsimpuls . Wesentliches
Instrument der Tiroler Raumordnung
ist daher auch die Regionalpolitik mit
ihren organisatorischen, konzeptiven
und finanziellen Ankn„pfungspunkten .
Organisatorisch geht es um die Ent-
wicklung eines Regionalmanagements
in den Bezirken, um deren eigenstÖndi-
ge Entwicklung anzuregen . In konzepti-
ver Hinsicht markieren die in letzter Zeit
partnerschaftlich erarbeiteten regional-
wirtschaftlichen Konzepte eine Neu-
ausrichtung der regionalpolitischen
Strategie . Finanziell steht mit dem
Raumordnungsschwerpunktprogramm
schon seit vielen Jahren ein bewÖhrtes
Fürderungsinstrument f„r die Regional-
entwicklung zur Verf„gung, das nun in
den Regionalfürderungen der EU eine
sinnvolle ErgÖnzung findet .
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ü Auf ärtlicher Ebene werden insbe-
sondere mit der Dorferneuerung fÖhl-
bare, gesamthaft (kÖnftig auch mit dem
ärtlichen Raumordnungskonzept) ab-
gestimmte Entwicklungsimpulse ge-
setzt. Mit' dem Bodenbeschaffungs-
fonds wurde ein weiteres Instrument
zur UnterstÖtzung einer aktiven
Bodenpolitik geschaffen .

Sie sehen also: Unmittelbar rechtswirk-
same Festlegungen in ärtlichen
Raumordnungskonzepten, Flƒchenwid-
mungs- und Bebauungsplƒnen, sowie
in Raumordnungsprogramm-Verord-
nungen der Landesregierung sind zwar
ein wesentliches Element im "Instru-
mentenmix" der Raumordnung, aber
sie machen nicht die Raumordnung als
Ganzes aus .

RO-Info
Herr Landesrat, Sie zeichnen hier
ein sehr umfassendes Bild der
Raumordnung . Ist diese Aufgabe
Öberhaupt leistbar?

LR Streiter
Sie ist leistbar, wenn es eine "Partner-
schaft fÖr Raumordnung" gibt . Mich
um deren Stƒrkung zu bemÖhen, erach-
te ich fÖr eine meiner wichtigsten
Aufgaben . Auch wenn ich fÖr die Tiroler
Raumordnung die politische Verant-
wortung trage, ist mir bewu„t, da„
letztlich eine gro„e Zahl von Per-
sänlichkeiten und Institutionen mit
ihren Aktivitƒten und Entscheidungen
dazu beitrƒgt, da„ unserem Land eine
geordnete Gesamtentwicklung im
Sinne des Raumordnungsgesetzes er-
mäglicht wird .

Die Partnerschaft mit diesen ist umso
wichtiger, als die Ziele der Raum-
ordnung hohe gesellschaftspolitische
Relevanz besitzen und darin grundle-
gende Werthaltungen zum Ausdruck
kommen. Diese erfordern auf Basis
fachlicher BegrÖndungen letztlich
demokratisch zustandekommende-poli-
tische Weichenstellungen .

ü In grundsƒtzlichen Fragen braucht
es dabei eine Konsensfƒhigkeit Öber'
Parteigrenzen hinweg .

Ebenso halte ich eine verstƒrkte
gesamtstaatliche Kooperation in Raum-
ordnungsfragen fÖr notwendig .

ü Sorgsam haben wir auch darauf zu
achten, da„ wesentliche Anliegen
Tirols in die Raumordnungsaktivitƒten
auf EU-Ebene eingebracht werden . Ich
bin daher froh, da„ ich regelmƒ„ig
Gelegenheit habe, als einer der gemein-
samen Lƒndervertreter am EU Raum-
ordnungsministerrat teilzunehmen .

ü Die gute Zusammenarbeit mit den
Sozialpartnern und sonstigen gesell-
schaftlich relevanten Krƒften in
Raumordnungsfragen ist mir ein sehr
wichtiges Anliegen. Der Raumord-
nungsbeirat und seine Untergruppen,
die Raumordnungs-Bezirkskommissio-
nen samt den in deren Umfeld entstan-
denen Bezirks-Entwicklungsvereinen
und die Regionalbeirƒte bilden dafÖr
eine wichtige organisatorische Grund-
lage. Die von diesen Gremien abgege-
benen Empfehlungen sind wesentliches
Element raumordnerischer Entschei-
dungsprozesse .

ü Die intensive, gute Zusammenarbeit
mit den Gemeinden ist ein "SchlÖssel-
element" einer funktionierenden Raum-
ordnung . Das Land wird gegenÖber
den Gemeinden nicht nur als Auf-
sichtsbehärde, sondern in stark zuneh-
mendem Ma„e auch unterstÖtzend
und beratend tƒtig. Gerade im Zusam-
menhang mit den durch das Raum-
ordnungsgesetz 1994 gestiegenen
raumordnerischen Anforderungen an
die Gemeinden wurden diese Service-
leistungen in kurzer Zeit ma„geblich
ausgebaut. Ich erinnere etwa an die
Hilfestellung des Amtes bei der
Beschaffung digitaler Plangrundlagen,
an die unkomplizierte und rasche
Bereitstellung von Basisdaten fÖr die
ärtlichen Raumordnungskonzepte und
auch an deren finanzielle Färderung .

ü Nicht zuletzt erfordert die Raum-
ordnung auch eine verstƒrkte Zusam-
menarbeit auf Fachebene zwischen
berÖhrten Abteilungen des Amtes und
in der Privatwirtschaft bzw . freiberuflich
tƒtigen Planern durch verbesserte
Information, mehr Kommunikation und
wirksamere Koordinierung .

RO-Info
"BÖrgernƒhe" ist in politischen
Diskussionen ein hƒufig verwendetes
Wort. Wie schaut eine bÖrgernahe
Raumordnung aus?

LR Streiter
BÖrgernƒhe hei„t fÖr mich zunƒchst
einmal, Raumordnung fÖr mäglichst
viele BÖrger zum "Thema" zu machen,
ihnen den raumordnerischen Hand-
lungsbedarf und das Funktionieren
raumordnerischer Ablƒufe zu verdeut-
lichen, ihnen klarzumachen, da„ sie mit
ihrem eigenen Handeln "den Raum ord-
nen", ihnen zu zeigen, da„ Raum-
ordnung im Lande sachgerecht betrie-
ben wird, da„ verbindliche Ent-
scheidungen nicht willkÖrlich, sondern
innerhalb eines allgemeingÖltigen
Rahmens erfolgen . BÖrgernƒhe hei„t
weiter, in grundsƒtzlichen Raumord-
nungsfragen das Gesprƒch mit den
BÖrgern zu suchen, ihre Meinungen zu
hinterfragen und ernst zu nehmen .
BÖrgernƒhe hei„t, verstƒrkt dafÖr zu
sorgen, da„ Verfahren bzw . Ent-
scheidungen sachgerecht, transparent,
rasch und mit anderen Verfahren
koordiniert ablaufen und da„ die
DurchfÖhrenden auch bei sachlichen
Gegensƒtzen mit den BÖrgern respekt-
voll umgehen und ihre Meinungen
ernst nehmen .

BÖrgernƒhe hei„t fÖr mich aber nicht,
die Illusion einer konfliktfreien Raum-
ordnung zu wecken. In ihrem gesamt-
haften und zukunftsbezogenen An-
spruch wird Raumordnung immer in
einem gewissen Gegensatz zu Einzel-
interessen stehen oder es auch mit
widerstreitenden Einzelinteressen zu
tun haben . Bei allem BemÖhen wird es
dabei nicht immer Konsensläsungen
geben. Den Mut, das Richtige allenfalls
auch gegen Widerstƒnde durchzu-
setzen, wird es weiterhin brauchen .

Achtung! NEUE ~i

ABTEILUNG Ic
Tel. 0512/508-3602 ff.
Fax 0512/508-3605
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RO-Info

Die Wirtschaft in unserem Lande
steht vor der groüen Heraus-
forderung der Bewährung am
Gemeinsamen Europäischen Markt,
der Tourismus kämpft mit rÖckläufi-
ger Nachfrage und die Sicherung
der Beschäftigung wird immer
schwieriger. Wie verhält sich die
Raumordnung zur wirtschaftlichen
Entwicklung? Schafft sie fƒrdernde
Rahmenbedingungen oder ist sie ein
weiterer Hemmschuh?

LR Streiter

Rahmenbedingungen fÖr eine solide
wirtschaftliche Entwicklung zu schaffen,
gehƒrt zu den wichtigsten Zielen der
Raumordnung. Ich glaube, daü die
positiven Auswirkungen der Raum-
ordnung auf die Wirtschaft zu wenig
beachtet werden .

Ich meine beispielsweise, daü eine gute
ƒrtliche Raumordnung nicht nur
Anrainer vor stƒrenden Betrieben, son-
dern ebenso Betriebe vor Anrainer-
problemen schÖtzt. Vergessen wir auch
nicht, daü mit dem neuen Raum-
ordnungsgesetz auch Erleichterungen
fÖr nicht widmungsgerechten betriebli-
chen Altbestand in Wohn- und
Mischgebieten geschaffen wurden .
Durch die Mƒglichkeit, in Gewerbe-
und Industrie- sowie in Mischgebieten
die zulässigen oder die nicht zulässigen
Arten von Betrieben festzulegen, wird
auch die Mƒglichkeit geschaffen,
gegenseitige Beeinträchtigungen von
Betrieben mƒglichst auszuschlieüen .

Die Gemeinden sind nun auch ver-
pflichtet, im ƒrtlichen Raumordnungs-
konzept ein Leitbild fÖr die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung zu formulieren .
Gewerbe- und Industriegebiete sind in
die aktive Bodenpolitik und in die
Tätigkeit des Bodenbeschaffungsfonds
einbezogen .

Selbstverständlich setzen die Festle-
gungen der ƒrtlichen Raumordnung
ebenso wie Programme und Konzepte
der Öberƒrtlichen Raumordnung den
Aktivitäten der Wirtschaft auch Gren-
zen, soweit dies im Hinblick auf andere
Ziele der Raumordnung notwendig

ist. Wesentlich ist es aber doch, daü
derartige Programme und Konzepte
sachgerecht erarbeitet werden und
daü in den Begutachtungsverfahren
auch die Anliegen der Wirtschaft
gebÖhrend berÖcksichtigt werden .
Solchermaüen solid erarbeitete Pro-
gramme tragen durchaus zur Erhƒhung
der Planungs- und Entscheidungs-
sicherheit der Wirtschaft durch Setzung
klarer Rahmenbedingungen bei .

Ich mƒchte an dieser Stelle anmerken,
daü es auch innerhalb der Wirtschaft
groüe Interessensgegensätze gibt ; zwi-
schen verschiedenen Branchen, zwi-
schen volks- und betriebswirtschaft-
licher Sicht, zwischen kurzfristiger
Erfolgs- und langfristiger Nutzen-
optimierung . Sofern diese Fragen fÖr
die geordnete Gesamtentwicklung rele-
vant sind, trägt auch die Raumordnung
zum Ausgleich dieser Gegensätze bei .

Schlieülich muü die Wirtschaft akzeptie-
ren, daü sie zwar unter den Nutzungs-
ansprÖchen an unseren Raum einen
sehr hohen Stellenwert einnimmt,
unsere räumliche Entwicklung jedoch
im Hinblick auf die Begrenztheit unserer
natÖrlichen Ressourcen und das Gebot
der Nachhaltigkeit nicht nur auf wirt-
schaftliche Erfordernisse ausgerichtet
werden kann. Auch hier kommt der
Raumordnung eine Ausgleichsfunktion
zu .

Ich weise beispielsweise darauf hin, daü
die Tiroler Raumordnung sich seit lan-
gem mit den räumlichen Auswirkungen
des Tourismus befaüt und - nicht immer
wohlverstanden - stets die schonende
Nutzung des Erholungsraumes, Maü-
halten bei technischen Erschlieüungen
und ZurÖckhaltung bei der Betten-
entwicklung in touristischen Intensiv-
gebieten gefordert hat : Ziele, die heute
selbstverständlicher Bestandteil einer
verantwortungsvollen Tourismuspolitik
sind .

Immer wieder wird der Raumordnung
vorgeworfen, sie erschwere durch eine
restriktive Widmungspraxis die Ansied-
lung und Erweiterung von (insbeson-
dere produzierenden) Betrieben . Der-
zeit liegen uns von 152 der 279 Tiroler
Gemeinden die Baulandbilanzen vor.

In diesen gibt es 471 ha an unbebauten
Gewerbe- und Industriegebiet (das
Mischgebiet ist hier noch gar nicht ent-
halten), das sind 37% der insgesamt
gewidmeten Flächen. Ich bitte um
Verständnis, daü in dieser Situation
primär' danach getrachtet werden
muü, die Reserven besser zu nutzen
und - ebensowenig wie bei Wohn-
bauland - nicht ohne weiteres Öberall
zusätzliches Gewerbe- und Industrie-
gebiet gewidmet werden kann .

Sehr ernst nehme ich das generelle
Anliegen der Wirtschaft, die Verwal-
tungsabläufe bÖrger- und wirtschafts-
freundlicher zu gestalten . Dies hat
auch fÖr Verfahren im Rahmen der
Raumordnung zu gelten . Durch die
von mir eingesetzten "Fliegenden
Kommissionen" in Widmungsangele-
genheiten wurde diesbezÖglich bereits
eine fÖhlbare Verbesserung realisiert .
DarÖber hinaus sind gerade die
Sachverständigen fÖr Raumordnung bei
Vorhaben, die mehrerer Bewilligungen
bedÖrfen, bemÖht, eine Koordinie-
rungsfunktion, etwa durch Einladung
zu gemeinsamen Vorbesprechungen,
auszuÖben .

Nicht zu vergessen bitte ich schlieülich,
daü auch die Regionalfƒrderungen
des Landes und die vom Land koordi-
nierten EU-Fƒrderungen integrierender
Bestandteil der Tiroler Raumordnung
sind .

RO-Info

Durch das TROG 1994 wurden die
Anforderungen an die Gemeinden
hinsichtlich der ƒrtlichen Raum-
ordnung deutlich erhƒht .
Schaffen die Gemeinden das?

LR Streiter

Sie sprechen hier offensichtlich die ƒrt-
lichen Raumordnungskonzepte an, die
in den nächsten Jahren von allen
Gemeinden zu erstellen sind . Ich halte
die ƒrtlichen Raumordnungskonzepte
(die es in unterschiedlicher Form auch
in den anderen ƒsterreichischen .
Bundesländern gibt) im Interesse einer
wirkungsvollen Steuerung der räum-
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lichen Entwicklung fär notwendig . Da
es hier um ein neues Raumordnungs-
instrument geht, ist der Arbeitsaufwand
natärlich besonders groÖ . Hinzu
kommt, daÖ bis zum Inkrafttreten mit
dem bestehenden Flƒchenwidmungs-
plan weitergearbeitet werden muÖ,
dessen „nderungen ebenfalls Aufwand
verursachen . Hier ersuche ich die
Gemeinden - nicht zuletzt unter
Hinweis auf die gesetzlichen Bestim-
mungen - vor allem wenn sich das
…rtliche Raumordnungskonzept bereits
in Bearbeitung befindet,

bei Widmungsƒnde-
rungen ƒuÖerste Zuräck-
haltung walten zu lassen .

Im äbrigen scheint mir das Engage-
ment, das die Gemeinden bei der
Erstellung der …rtlichen Raumord-
nungskonzeptes walten lassen, ein

Raumordnungspolitik

Spiegel des dortigen Raumordnungs-
bewuÖtseins zu sein. Wo die Not-
wendigkeit einer wirksamen Raum-
ordnung erkannt wurde, wird auch an
diesem neuen Instrument engagiert
gearbeitet .

Wie ich schon vorhin erwƒhnte, lƒÖt
das Land die Gemeinden bei dieser
Aufgabe nicht allein und zieht sich
nicht auf seine Funktion als Aufsichts-
beh…rde zuräck . Die Unterstätzung
der Gemeinden in diesem Punkt stellt
vielmehr einen Arbeitsschwerpunkt der

zustƒndigen Landesdienststellen dar :

ü Ausrichtung der äber…rtlichen
Raumordnung auf den Schwerpunkt
"äber…rtliche Rahmensetzungen fär …rt-
liche Raumordnungskonzepte" ;

Heft 11 ü Mai 1996

ü koordinierte und kostengänstige
Beschaffung von Plangrundlagen (v.a .
der digitalen Katastralmappe) äber das
Tiroler Raumordnungs-Informations-
system TIRIS ;
ü standardisierte, rasche Bereitstellung
von Bestandsdaten durch die statisti-
sche Datenbank SITRO und durch TIRIS
im Rahmen des Gemeindeservice ;
ü

	

F…rderung der Ausarbeitung der
…rtlichen Raumordnungskonzepte;
ü

	

Zusatzf…rderung durch die Abtei-
lung Umweltschutz;
ü

	

individuelle rechtliche und fachliche
Beratung ;
ü

	

Fortbildungsveranstaltungen fär Ge-
meinden und Planer.

Wir leisten jede nur m…gliche Unter-
stätzung und sind um unkomplizierte
Ablƒufe bemäht. Umgekehrt bestehen
wir auf "solider Arbeit" und werden die

Entwärfe auf ihre Qualitƒt hin sorg-
fƒltig präfen . Schlechte …rtliche
Raumordnungskonzepte wärden
den Aufwand wirklich nicht
lohnen .

Was die Kosten anlangt, soll-
ten die Kritiker bedenken,
daÖ allein schon durch die
Notwendigkeit, in den
Konzepten eine Verbin-
dung zwischen Sied-
lungsentwicklung und
Infrastrukturausbau und -
kosten herzustellen, ein
Einsparungspotential in
mehrfacher H…he der Aus-
arbeitungskosten entsteht .

RO-Info

Hat das neue Tiroler Raum-
ordnungsgesetz eigentlich die

gestellten Erwartungen errällt?

LR Streiter

Fär eine Gesamtbilanz ist es noch zu
fräh, da wesentliche Umsetzungen
(z.B . …rtliche Raumordnungskonzepte)
erst laufen . Ohne weiteres kann man
aber sagen, das das Gesetz in seinen
Zielsetzungen, in seiner strategischen
Ausrichtung und seiner Regelungs-
systematik gut ist und den Vergleich mit
den anderen Landes-Raumordnungs-
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gesetzen der neuen Generation in
üsterreich nicht zu scheuen braucht .
Inhaltliche Schwächen orte ich vor
allem hinsichtlich unzureichender
Instrumente fÖr die Baulandmobili-
sierung und bei den Bestimmungen
Öber die Bebauungsplanung . An Ver-
besserungsvorschlägen wird gearbeitet .
In den Detailfestlegungen geht das
Gesetz sehr weit und ich wÖrde mir
mehr Einfachheit wÖnschen . Das
Problem liegt hier darin, daƒ eine
Vielzahl von Detailregelungen der
Miƒbrauchsverhinderung dient . FÖr
"normale" Abläufe sind diese Rege-
lungen hinderlich und verwirrend und
erzeugen Unverständnis . Im Rahmen

einer Nachjustierung des Gesetzes
(die bei einer so grundlegenden Neu-
regelung unvermeidlich ist), werde ich
mit besonderem Nachdruck darauf
drängen, daƒ Vereinfachungsm„glich-
keiten wahrgenommen werden aller-
dings nicht um den Preis, daƒ Um-
gehungen TÖr und Tor ge„ffnet wird!

RO-Info

Herr Landesrat, auch in Tirol ist
im Hinblick auf die gebotene
Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit
der Verwaltung eine Verwaltungs-
reform im Gange. Was bedeutet dies
fÖr die Raumordnung?

LR Streiter

Die Raumordnung und Regionalpolitik
mit ihren verschiedenen bereits er-
wähnten Tätigkeitsfeldern ist eine
Kernaufgabe der Landespolitik und
Landesverwaltung, mit in der Tendenz
zunehmender Bedeutung . Wesentlich
erscheint mir dabei, daƒ Aktivitäten im
Bereich der Hoheitsverwaltung und der
Privatwirtschaftsverwaltung sowie die
Weiterentwicklung der organisatorisch-
technischen Voraussetzungen untrenn-
bar miteinander verbunden sind . Von
diesem Grundverständnis ausgehend,
sehe ich folgende Reformschwer-
punkte :

…

	

Vereinfachung der rechtlichen
Grundlagen im obigen Sinne ;

…

	

im Öber„rtlichen Bereich verstärkte
Setzung von Prioritäten im Rahmen

des fortzuschreibenden Arbeitspro-
grammes;

… organisatorische und technische
Vorkehrungen, damit die fÖr die
Raumordnung erforderlichen Informa-
tionen und Kooperationen effizient und
nach M„glichkeit strukturiert bereit-
gestellt bzw. durchgefÖhrt werden
k„nnen ;

… Sicherstellung der Qualifikation und
Motivation der in der Raumordnung
tätigen Bediensteten ; in diesem
gleichermaƒen politisch, fachlich und
organisatorisch schwierigen Aufgaben-
bereich ist das besonders wichtig .

RO-Info

Herr Landesrat, Sie haben vorhin die
Notwendigkeit von Schwerpunkt-
setzungen erwähnt. WÖrden Sie uns
abschlieƒend sagen, was fÖr Sie in
der Tiroler Raumordnung in nächster
Zeit besonders wichtig ist?

LR Streiter

Eine gute Raumordnung erfordert das
Zusammenspiel verschiedenster Aktivi-
täten. Von hervorragender Bedeutung
scheinen mir derzeit aber dennoch die
folgenden Punkte zu sein :

… Aktivere üffentlichkeitsarbeit, um
die Raumordnung zu einem breiten
Thema zu machen;

… Nachschärfung des Raumordnungs-
gesetzes im Hinblick auf inhaltliche
Verbesserungen und Vereinfachungen ;

… Umfassende Anstrengungen, daƒ
die „rtlichen Raumordnungskonzepte
unter BerÖcksichtigung der Anliegen
der Öber„rtlichen Raumordnung quali-
tätvoll erarbeitet werden, und daƒ
dabei eine L„sung fÖr Öbergroƒe
Baulandreserven gefunden wird ;

…

	

Wirkungsvolle Umsetzung der EU-
Regionalf„rderungsprogramme .

Es geht mir in diesem Zusammenhang
im Öbrigen nicht nur darum, meine
eigene Sicht der Dinge darzulegen .
Aufgrund der Wichtigkeit und
Sensibilität der Raumordnung mÖssen
die raumordnerischen Schwerpunkt-
setzungen auf breiterer Basis diskutiert

werden. Ich habe daher bereits am
19. April den Raumordnungsbeirat als
oberstes Beratungsgremium der Lan-
desregierung in Angelegenheiten der
Raumordnung mit diesem Thema
befaƒt und ihn zur weiterfÖhrenden
Diskussion und zur gemeinsamen
Erarbeitung eines Positionspapieres ein-
geladen . Erste Ergebnisse werden bis
zum Sommer vorliegen und eine wert-
volle Entscheidungshilfe fÖr die
Gestaltung des weiteren Weges der
Tiroler Raumordnung bilden .

RO-Info

Herr Landesrat, wir danken fÖr das
Gespräch .

	

†

Ku~~~9

Neues GrÖnzonen-
Raumordnungs-
programm

Mit LGBI.Nr. 1 10/1995 wurde das
Raumordnungsprogramm betreffend
Freihaltegebiete fÖr die Kleinregion
‡Westliches Mittelgebirge" (GrÖn-
zonen-Raumordnungsprogramm)
kundgemacht und ist am 29. Dez .
1995 in Kraft getreten . Rechtsver-
bindliche GrÖnzonen-Raumord-
nungsprogramme bestehen damit
nunmehr in den Kleinregionen 14,
17, 18 und 30 .

Vorläufer dieser GrÖnzonenplanun-
gen, nämlich Entwicklungspro-
gramme Öber die Festlegung land-
wirtschaftlicher Vorrangflächen,
bestehen fÖr die Kleinregionen 47,
49, 54 und 55 . Eingebettet in regio-
nale Entwicklungsprogramme sind
landwirtschaftliche Vorrangflächen
darÖberhinaus in den Kleinregionen
9 und 16 festgelegt.

	

†
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Kooperative Raumordnung „ber Grenzen hinweg
Franz Rauter

Tirol ist keine Insel
Raumordnung dient der geordneten (rüumlichen)
Gesamtentwicklung . Sie endet nicht an Grenzen, weder an
Gemeinde-, noch an Landes- und auch nicht an Staatsgrenzen .
Unsere Gemeinden, Tirol und ästerreich sind Teile eines
grÖƒeren rüumlichen Gef„ges und wir beeinflussen die
Entwicklung unserer nüheren (und mit abnehmendem Maƒe
auch ferneren) Nachbarn mit; umgekehrt gilt das gleiche .

Die rüumliche Ordnung und Entwick-

lung eines Gebietes wird sowohl durch
Entscheidungen bzw. Maƒnahmen auf
Ebene der Gemeinde als auch des
Landes und des Bundes ber„hrt . In

starkem und noch wachsendem Maƒe
werden auch internationale Einfl„sse
unmittelbar wirksam .

Im Rahmen der Hoheitsverwaltung ist
Raumordnung mit Schwergewicht,
aber nicht ausschlieƒlich Sache des
Landes und der Gemeinden . Auch der
Bund wird im Rahmen seiner Kompe-
tenzen vielfach raumplanerisch tütig
(beispielsweise ist im Forstgesetz ein
eigener Abschnitt der …forstlichen
Raumplanung" gewidmet) . In der
Privatwirtschaftsverwaltung (als Bei-
spiele seien RegionalfÖrderungen und
der Bau von Infrastruktureinrichtungen
erwühnt) gibt es „berhaupt keine
…exklusive" Zustündigkeit . Und nicht
zuletzt gewinnen auch die raumplane-
rischen Aktivitüten auf Ebene der
Europüischen Union zusehends an Kon-
turen .

FÖderalismus und Subsidiaritüt d„rfen
auch im Bereich der Raumordnung
nicht mit …Kirchturmpolitik" verwech-
selt werden . In einem Europa, in dem
Grenzen an Bedeutung verlieren, wer-
den wir unsere wichtigen (raumordneri-

schen) Zielsetzungen nicht durch
…Einigeln" erreichen . Vielmehr werden
wir uns durchaus selbstbewuƒt in ver-
stürktem Maƒe unter Wahrung unver-
zichtbarer Anliegen und Gestaltungs-
freirüume in die jeweils grÖƒere
Gemeinschaft einzubringen haben .
Dabei gilt es, den Anliegen unserer
Nachbarn Verstündnis entgegenzubrin-
gen, um selbst Verstündnis fordern zu
kÖnnen, sowie auch Partnerschaften
mit Gemeinden, Regionen oder
Lündern einzugehen, deren raumord-
nerische Situation der unseren ver-
wandt ist.

Angesichts dieses untrennbaren rüum-
lichen, sachlichen und formalen Be-
ziehungsgef„ges kann Raumordnung
auf Dauer nur im Zusammenwirken
aller maƒgeblichen Handlungs- und
Entscheidungstrüger sachgerecht und
wirkungsvoll betrieben werden .

Nachbarschaftliche
Zusammenarbeit im Rahmen
der Tiroler Raumordnung
Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1994
nimmt auf das Anliegen einer koopera-
tiven, grenz„berschreitenden Raumord-
nung mehrfach Bezug (siehe †ber-

sicht) .

Heft 11 - Mai 1996

1 . Teil

Rechtliche Verankerung der
grenz„berschreitenden
Raumordnung im TROG 94
> Bei der „berÖrtlichen Raumord-

nung ist auf grenz„bergreifende
innerstaatliche und zwischenstaat-
liche Zusammenhünge und Ver-
flechtungen unter Wahrung der
Interessen der BevÖlkerung
Bedacht zu nehmen (‡ 2 lit .e) .

> Bei der Erlassung von („berÖrtli-
chen) Raumordnungsprogrammen
sind raumwirksame Planungen
und Maƒnahmen des Bundes -
soweit dies verfassungsrechtlich
geboten oder nach Art. 1 So B .-VG
vereinbart ist - zu ber„cksichtigen,
oder es ist sonst - wie auch auf
raumwirksame Planungen und
Maƒnahmen von Gemeinden
sowie von Nachbarlündern und -
staaten - zumindest darauf
Bedacht zu nehmen (‡ 7 Abs .S
und ‡ 12 Abs . 1 lit.b) .

> Die Örtlichen Raumordnungs-
konzepte wiederum haben nicht
nur die Vorgaben der „berÖrt-
lichen (Landes-)Raumordnung ein-
zuhalten, sondern d„rfen ebenfalls
nicht im Widerspruch zu verbind-
lichen raumbedeutsamen
Planungen und Maƒnahmen des
Bundes stehen (‡ 32 Abs. 1 lit.c
und ‡ 67 Abs .2 lit . b) .

> Bei der Örtlichen Raumordnung ist
weiters auch auf die Örtlichen
Raumordnungsinteressen der
Nachbargemeinden Bedacht zu
nehmen (‡ 27 Abs . 1, ‡ 65 Abs .3
und ‡ 67 Abs .2 lit.c) .
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In der über„rtlichen Raumordnung ist
es sinnvoll und notwendig, mit den mit
Raumplanung befaÖten Stellen auf
Bundesebene sowie in den benachbar-
ten Ländern und Staaten Kontakt zu
pflegen . Dies beginnt bereits beim
gegenseitigen Informations- und Erfah-
rungsaustausch . Weiters sollte den
…Nachbarn" bei der Erarbeitung von
für sie bedeutsamen Programmen und
Konzepten Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben werden . Im Falle von
Widersprüchen wäre allenfalls in nähere

Konsultationen einzutreten und sollte
man sachlich gerechtfertigten †nde-
rungswünschen entgegenkommen,
soweit dies in Wahrung der eigenen
Interessen m„glich ist . Dies darf freilich
keine …EinbahnstraÖe" sein, sondern
bedarf der Gegenseitigkeit .

Bei der „rtlichen Raumordnung bezieht
sich die Bedachtnahmepflicht auf die
Raumordnungsinteressen der Nachbar-
gemeinden formal gesehen nur auf die
Gemeinden des Bundeslandes Tirol .
Was für einen Unterschied macht es

TIROL IST KEINE INSEL
Räumliche Verflechtungen Tirols mit seinen Nachbarn

Musti`unkt,onaie Verfiect t ragen
n Talräumen und PaÖreoionen
Touristische Ver`lechtdngen

Verkehrsgeprägte Verflechtungen

Grenzüberschreitende Schutzgebiete

aber in der Sache, ob sich eine
Gemeinde dies- oder jenseits der
Landesgrenzen befindet? Wohl keinen!
Auf Basis der Gegenseitigkeit wäre es
daher wohl Ausdruck einer gutnachbar-
schaftlichen Beziehungspflege, auch
Nachbargemeinden jenseits der
Landesgrenzen z.B . bei der Ausarbei-
tung der „rtlichen Raumordnungs-
konzepte anzuh„ren, wenn zu erwarten
ist, daÖ dadurch gemeinsame Interes-
sen berührt werden .

Angesichts der vielfältigen historischen,
kulturellen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Verflechtungen, die in

Grenzregionen des Bundeslandes Tirol
und seiner Nachbarn bereits bestehen
oder einer Belebung zum gegenseitigen
Nutzen harren, verdient im raumordne-
rischen Gesamtzusammenhang die
Zusammenarbeit in Fragen der
Regionalpolitik bzw . Regionalent-
wicklung eine verstärkte Beachtung .
Die in RO-Info bereits mehrfach (zuletzt
ausführlich in Heft 10) angesprochene
EU-Gemeinschaftsinitiative INTERREG

- - S .eatsgrence
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und weitere EU-F„rderungsprogramme
unterstützen derartige Initiativen in den
entlang der Staatsgrenzen gelegenen
Regionen. Sie sind daher wichtiger, als
man angesichts der eher bescheidenen
finanziellen Ausstattung auf den ersten
Blick glauben m„chte . (Im zweiten Teil
dieses Artikels im nächsten RO-Info
werden wir darauf nochmals etwas
näher eingehen) .

Entscheidend ist, daÖ der Wille zur
regionalen, grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit in Ordnungs- gleicher-
maÖen wie in Entwicklungsfragen
gestärkt und die Einsicht vertieft wird,
daÖ derartige Kooperationen allen
Beteiligten in Summe h„heren Nutzen
bringen als isolierte Vorgangsweisen .

Häufig wird diese Zusammenarbeit
anlaÖbezogen in Form der gemeinsa-
men Durchführung von Projekten erfol-
gen. In Gebieten, in denen besonders
enge Verflechtungen bestehen oder
angestrebt werden, wird auch ein ver-
nünftiges MaÖ an gesamthaft aufeinan-

Abteilung Ic
Amt der T :roier Landesregierung
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der abgestimmter Zusammenarbeit

sinnvoll sein, etwa gro…räumig im

Rahmen der Europaregion Tirol oder

regional im Rahmen der bereits ge-

gründeten Euregio Allgäu-Au…erfern-
Kleinwalsertal .

Auch die Zusammenarbeit in der ARGE-
ALP ist stark von raumordnungsrele-
vanten Themen geprägt . Der 1972
gegründeten ARGEALP geh„ren heute
die Bundesländer Salzburg, Tirol und
Vorarlberg, das Land Baden-Württem-
berg und der Freistaat Bayern, die
Kantone Graubünden, St . Gallen und
Tessin sowie die Region Lombardei und

die autonomen Provinzen Bozen-

Südtirol und Trient an . Ihre Haupt-
aufgabe liegt darin, in wichtigen, die
alpinen Regionen gemeinsam berüh-
renden Fragen abgestimmte Positionen
zu erarbeiten und gleicherma…en im
Innenverhältnis umzusetzen wie auch
gegenüber au…eralpinen Institutionen

zu vertreten . Im Zusammenhang mit

der derzeitigen †berarbeitung des
Leitbildes der ARGEALP wird auch deren

Rolle unter heutigen Rahmenbedin-

Es besteht aber doch die Einsicht, da…

in Angelegenheiten der Raumordnung
ein Koordinations- und Kooperations-
defizit zwischen Bund und Ländern,

aber auch zwischen den verschiedenen
Bundesressorts gegeben ist . Bund und

Länder waren daher in den letzten
Jahren bemüht, eine Vereinbarung nach

Artikel 15a B.-VG über die Zusammen-
arbeit bei raumbedeutsamen Planun-
gen und Ma…nahmen zustandezubrin-
gen . Aufgrund der insgesamt ins
Stocken geratenen Bundesstaatsreform
Öruht" auch dieser Entwurf derzeit . In
dieser Frage besteht daher weiterhin
Handlungsbedarf. Dies umso mehr, als
durch die zunehmenden Raumord-

Die ARGE ALP und ihr
Arbeitsgebiet im Alpenbogen

Audengrenu_ der Mitgied&ander
m . ; Aroertsgeblet der APGE ALP

Alpen

Aon der Tiroler Landesregi rang
Abt< itun) Ic
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gungen neu definiert (auch dazu
näheres im zweiten Teil dieses Artikels

im nächsten RO-Info). Detailauskünfte

erteilt der Leiter der ARGEALP-

Geschäftsstelle beim Amt der Tiroler
Landesregierung, Dr. Fritz Staudigl . ‡

Die Raumordnungsaktivitäten des Bundes
Anders als beispielsweise in Deutschland und in der Schweiz gibt es in
Osterreich kein Bundes-Raumordnungsgesetz . Auf Basis der geltenden
Kompetenzverteilung wäre ein ÖRahmengesetz des Bundes über die
Raumordnung in ƒsterreich" gar nicht m„glich . Mehrere Versuche, ein
derartiges Gesetz zugleich mit einer entsprechenden Verfassungsänderung
zu schaffen, scheiterten am geschlossenen Widerstand der Länder.

nungsaktivitäten der EU immer deut-
licher erkennbar wird, da… es ein
ÖBindeglied" zwischen der EU-Raum-
ordnung und der Raumordnung der
Bundesländer braucht .

Auf Ebene des Bundes ist in der Sektion
IV (Europäische Integration, Wirtschaft-
liche und Allgemeine Koordination)
des Bundeskanzleramtes die Abteilung
4 mit der Koordination in Angelegen-
heiten der Raumplanung und Regional-
politik befa…t .

Im einzelnen werden raumplanerische
Angelegenheiten von den für die jewei-
lige Materie zuständigen Ministerien

behandelt .

	

‡

Koordination in Angelegen-
heiten der Raumplanung und
Regionalpolitik des Bundes
Bundeskanzleramt, Abteilung IV/4
Hohenstaufengasse 3, 1010 Wien
Tel. 0222-53115-2912
Fax 0222-53115-4227
Leiter: MinR Dl Mag . Wolf-Dietrich Huber

Aufgaben :
> Konzeption und Koordinierung von

Raumplanungsangelegenheiten des
Bundes;

> Zusammenarbeit mit den Ländern in
gemeinsamen Angelegenheiten der
Raumordnung und Regionalpolitik
und Mitarbeit in der ƒROK, ˆ

> bundesseitige Koordinierung der EU-
Regionalf„rderungen in ƒsterreich;

> Koordinierung der Regionalf„rderung
des Bundes und gemeinsamer Bund-
Länder-Aktionen, F„rderungsaktion
für eigenständige Regional-
entwicklung, regionalpolitische
Beratungs- und Betreuungs-
einrichtungen sowie regionale
F„rderungsgesellschaften,-

> Erstellung von Regionalkonzepten
und regionalpolitische Beurteilung
von Projekten;

> Mitwirkung an internationalen
Angelegenheiten der Raumordnung ;

> Vertretung des Bundes in den
Gremien des ƒsterreichischen
Institutes für Raumplanung .
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Die ästerreichische Raumordnun skonferenz
als Instrument der kooperativen bundes-
staatlichen Raumordnung

DaÖ Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung und Regionalpolitik
auch ohne besonderes formatrechtliches Fundament gut funktionieren
kann, beweist die ästerreichische Raumordnungskonferenz (OROK) .
1971 konstituiert, bildet sie eine Kooperationsplattform des Bundes,
der Lƒnder und der Gemeinden, deren Tƒtigkeit lediglich in einer
Geschƒftsordnung geregelt ist .

Auch wenn ihre Beschlüsse rechtlich
gesehen nur Empfehlungen sind, hat
die äROK im Vierteljahrhundert ihres
Bestandes in der „sterreichischen
Raumordnung und Raumplanung vieles
bewegen k„nnen . Sie ist damit mehr
und mehr zu einem unverzichtbaren

Instrument der partnerschaftlichen ge-
samtstaatlichen Raumordnung gewor-
den .
Der ästerreichischen Raumordnungs-

konferenz im engeren Sinne geh„ren
der Bundeskanzler und alle Bundes-
minister, die Landeshauptleute und je
zwei Vertreter des Stƒdtebundes und

ästerreichische Raumordnungskonferenz (äROK)

Organe:
ästerreichische Raumordnungs-
konfrenz (politische Ebene)

Stellvertreterkommission

Unterausschüsse
Stƒndiger UnterausschuÖ,
Unterausschüsse mit fachlich
und zeitlich begrenzten Aufgaben

Derzeit :
…

	

UA Siedlungswesen
> UA Verkehr

…

	

UA Regionalwirtschaft
…

	

UA Prognosen
…

	

UA Boden

> UA Raumvertrƒglichkeit

Geschƒftsstelle :
Hohenstaufengasse 3, 1010 Wien
Tel. 0222-5353444
Fax 0222-5353444-54

des Gemeindebundes sowie mit bera-
tender Stimme die Prƒsidenten der
Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte, der Prƒsidentenkonferenz
der Landeslandwirtschaftskammern,
der Wirtschaftskammer ästerreich, des
ästerr. Gewerkschaftsbundes und der
Vereinigung ästerr. Industrieller an . Auf
Ebene der leitenden Beamten bereitet
die Stellvertreterkommission die Sitzun-
gen der politischen Konferenz vor. Die
fachliche Detailberatung erfolgt in den
Unterausschüssen. Die laufenden Agen-
den werden von der Geschƒftsstelle
wahrgenommen .

von den Lƒndern nominierter
Geschƒftsführer: HR Dr. Eduard Kunze

vom Bund nominierter Geschƒftsführer :
HR Dl Rudolf Schicker

Aufgaben :

…

	

budgetƒre und organisatorische
Angelegenheiten,

…

	

Vorbereitung und Betreuung der
Sitzungen (auch in fachlicher
Hinsicht),

…

	

Publikationstƒtigkeit, äffentlich-
keitsarbeit und die Vermittlung von
Fachinformationen zwischen den
Mitgliedern,

…

	

Geschƒftsstellenfunktion für
zwischenstaatliche Raumord-
nungskommissionen (solche gibt es
mittlerweile mit fast allen
Nachbarstaaten),

…

	

Wahrnehmung der Sekretariats-
aufgaben für die Begleitausschüsse
im Rahmen der EU-Regionalpolitik .

Fachliches Fundament der gesamt-
„sterreichischen Raumordnung ist das
von der äROK beschlossene äster-
reichische Raumordnungskonzept
1991 . Als Rahmenplanung auf gesamt-
staatlicher Ebene erfüllt es eine Leit-

bildfunktion für die weitere Tƒtigkeit
der äROK selbst, aber auch für detail-
liertere Planungen, Konzepte und

Programme der beteiligten Gebiets-
k„rperschaften . Auf programmatischen
Grundsƒtzen für die Raumordnung und

Regionalpolitik aufbauend, enthƒlt das
ästerreichische Raumordnungskonzept
Aussagen zu den Themenbereichen
Siedlungsentwicklung, Freiraum, Regio-
nalwirtschaft, Verkehr, soziale und
technische Infrastruktur. Eine Ergƒn-
zung hinsichtlich europƒischer Perspek-
tiven der „sterreichischen Raumord-
nung wurde soeben fertiggestellt. Eine
Bewertung, wieweit in den fünf Jahren
seit BeschluÖfassung die Umsetzung
des Konzeptes gelungen erfolgte, ist in
Arbeit .

Ihre bisher schwierigste und herausfor-
derndste Aufgabe hat die äROK in
Zusammenhang mit der Einbindung
ästerreichs in die EU-Regionalpolitik zu
leisten . Alle wesentlichen Fragen in der
Vorbereitungsphase, sowie Grundsatz-
fragen hinsichtlich der nun einsetzen-
den Umsetzung, Begleitung, Bewer-
tung und Weiterentwicklung wurden
und werden auf äROK-Ebene analysiert
und es werden entsprechende L„sungs-
vorschlƒge gemeinsam erarbeitet . Mit
gutem Grund hat man daher auch der
äROK-Geschƒftsstelle die Sekretariats-
aufgaben der Begleitausschüsse für die
verschiedenen regionalpolitischen Pro-
gramme der EU übertragen .

Die sich mittlerweile über die Regional-
politik hinaus weiterentwickelnden
Raumordnungsaktivitƒten der EU ver-
leihen auch den diesbezüglichen
äROK-Aktivitƒten ein zunehmendes
Gewicht. Dabei ist es gerade für die
Lƒnder wichtig, auf diese Weise an die-
ser für ästerreich aber auch für die EU
neuen Dimension der Raumordnung
von Anfang an mitwirken zu k„nnen .
Im Detail geht es hier vor allem um die
Mitarbeit ästerreichs an den Euro-
pƒischen Raumordnungsperspektiven
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ausgeprÖgter Ensaisonbetƒeb im Sommer

und um die Formulierung der …ster-
reichischen Position zur EU-Raum-
ordnung .

Intensiv hat sich die üROK in den letz-
ten Jahren auch mit Fragen der
Siedlungsentwicklung und der Boden-
politik befa†t; ein Thema, das ange-
sichts des derzeit sich vollziehenden
ƒGenerationswechsels" der …sterreichi-
schen Landes-Raumordnungsgesetze
hohe AktualitÖt besitzt . Die diesbez„gli-
chen Arbeiten der üROK dienen der
Versachlichung der Diskussion, verdeut-
lichen die Handlungsnotwendigkeiten
und zeigen grundsÖtzliche L…sungs-
ansÖtze auf.

Aktuelle Arbeitsergebnisse
der üROK
‡

	

Wirksamkeit von Instrumenten zur
Steuerung der Siedlungsentwick-
lung (üROK-Schriftenreihe Nr. 10 .5 1-
7 993);

‡

	

Trends der Siedlungsentwicklung in
vier Testgebieten (üROK-Schriften-
reihe Nr. 106; 1993);

> Trends der Siedlungsentwicklung in
üsterreich nach BundeslÖndern und
Bezirken 1971-1991 (üROK-
Schriftenreihe Nr.121 ; 1995);

‡

	

M…glichkeiten und Grenzen inte-
grierter Bodenpolitik in üsterreich
(üROK-Schriftenreihe Nr. 123;
1995) .

Die in Gang befindlichen Fortschrei-
bungen der Erreichbarkeitsmodelle f„r
den Individual- und …ffentlichen Ver-
kehr sowie der regionalisierten Bev…lke-
rungs-, BerufstÖtigen- und Haushalts-
prognose stellen auch f„r die Landes-
raumordnung sehr hilfreiche Unter-

lagen dar.

Am Beginn stehen die Arbeiten an
regionalwirtschaftlichen Konzepten f„r
die …sterreichischen Stadtregionen . Die
intensive Befassung mit den wirtschaft-
lich benachteiligten oder struktur-
schwachen Problemgebieten hat in den
letzten Jahren zu einer gewissen ƒVer-

nachlÖssigung" der Stadtregionen ge-
f„hrt. Deren z.T. nachlassende Dynamik

einerseits und deren im europÖischen
Verbund zunehmende Wichtigkeit als
ƒEntwicklungsmotoren" f„r das weitere
Umfeld andererseits machen es not-
wendig, den Stadtregionen k„nftig ein
h…heres Ma† an regionalpolitischer
Aufmerksamkeit zu schenken .

Alle fertiggestellten Arbeiten der üROK
werden in einer eigenen Schriftenreihe
publiziert und k…nnen bei der üROK-
GeschÖftsstelle bezogen werden . Die
raumplanerischen bzw. regionalpoliti-
schen Konsequenzen der einzelnen
Projekte werden jeweils als üROK-
Empfehlungen beschlossen und stehen

in der üROK-Schriftenreihe Nr. 67 und
67a als Loseblattsammlung jeweils auf

aktuellem Stand zur Verf„gung .

Einen besonderen Hinweis verdient an
dieser Stelle auch der üROK-Atlas . 1984
begonnen und jÖhrlich ergÖnzt, steht
mittlerweile eine respektable Samm-
lung thematischer Karten mit raumord-

nungsrelevanten Inhalten in den Ma†-
stÖben 1 : 1 Million (Gemeindekarten)

und 1 : 3 Millionen (Bezirkskarten) zur

Verf„gung, die gesamt…sterreichische
ZusammenhÖnge und gebietsspezifi-
sche Besonderheiten „bersichtlich dar-
stellen und damit ebenfalls eine wert-
volle Hilfe f„r die tÖgliche Arbeit sind . In

Hinkunft werden vermehrt auch inter-
nationale ZusammenhÖnge kartogra-
phisch verdeutlicht .

Im Abstand von jeweils drei Jahren ent-
steht schlie†lich der …sterreichische
Raumordnungsbericht, in dem der
aktuelle Stand und die Entwicklung der
Raumordnung und der Regionalpolitik
in üsterreich prÖsentiert werden und
der durch seine internationale Verbrei-
tung auch eine ƒVisitenkarte" der …ster-
reichischen Raumordnung darstellt .

Die Zielstrebigkeit, QualitÖt und Wirk-
samkeit der üROK ist ein Spiegelbild
der Bereitschaft ihrer Mitglieder, die
Notwendigkeit des gemeinsamen Han-
delns in Raumordnungsangelegenhei-
ten zu erkennen und sich aktiv in die
Arbeit der verschiedenen Gremien ein-

zubringen. Auch Tirol nimmt die Mitar-
beit in der üROK daher ernst und zieht
umgekehrt aus den Arbeitsergebnissen

einen entsprechenden Nutzen .

In der Fortsetzung dieses Artikels im

nÖchsten RO-Info lesen Sie NÖheres
„ber die Raumplanung auf Ebene der
EU (in welcher Weise nimmt sich die EU
der Raumordnungsthematik an, wie
k…nnen sich üsterreich und die

BundeslÖnder mit ihren Anliegen

einbringen), „ber raumplanerische
Aspekte der Alpenkonvention und der
ARGEALP sowie „ber sonstige interna-
tionale AktivitÖten auf dem Gebiet der
Raumordnung, die f„r Tirol von
Interesse sind .

	

ˆ
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BevÖlkerungsstand
am 31 .12.1995

Ende 1995 wurden die Tiroler Ge-
meinden ersucht, der Landesstatistik
den jeweiligen BevÖlkerungsstand
laut Melderegister mit Stichtag
31 . 12.1995 mitzuteilen. Diese
Erhebung konnte vor kurzem erfolg-
reich abgeschlossen werden . Fär
die Unterstätzung sei den Gemein-
den an dieser Stelle herzlich
gedankt.

Diese Erhebung ist insoferne von
besonderer Bedeutung, als da… sie
die einzige MÖglichkeit bietet, den
tatsüchlichen BevÖlkerungsbestand
auf Gemeindeebene zwischen den
Volkszühlungsjahren abzubilden .
Wie in den vergangenen Jahren
wurden die Einwohner zum einen
getrennt nach Haupt- und Neben-
wohnsitz zum anderen nach ver-
schiedenen Nationalitüten erhoben .
Erstmals lü…t sich heuer auch die
Summe der Bärger aus den
EU-Staaten feststellen .

Am 31 .12.1995 waren in Tirol
654.713 Einwohner mit Haupt-
wohnsitz gemeldet, landesweit

K

ergibt sich gegenäber 1994 ein
leichter Anstieg der WohnbevÖl-
kerung um 1 .871 Personen (0,3 %) .
Die Reduktion der Einwohnerzahl
von Innsbruck um mehr als 3 % ist
zu einem gro…en Teil auf das neue
Hauptwohnsitzgesetz zuräckzu-
fähren, welches mit 1 . Jünner 1995
in Kraft getreten ist .

Der Auslünderanteil betrügt im
gesamten Bundesland 8,6 %, von
den Nicht-ƒsterreichern sind
13.079 (23,3 %) Bärger eines
EU-Staates .

Die vorhandenen Daten werden in
den nüchsten Wochen statistisch
aufbereitet und zusammen mit den
Ergebnissen aus der natärlichen
BevÖlkerungsbewegung, welche der
Landesstatistik im Frähsommer zur
Verfägung stehen sollten (Quelle :
ƒsterr. Statistisches Zentralamt), in
der Publikation Demographische
Daten Tirol 1995' verÖffentlicht
(Erscheinungszeitpunkt : Etwa
August) .

	

†

Veründerung gegenäber 31 .12 .1994

Bezirk

	

WohnbevÖlkerung Veründerung Veründerung ƒsterreicher Auslünder darunter
insgesamt

	

absolut

	

in %

	

EU-Bärger

IBK-STADT

	

109150

	

-3609

	

-3.2

	

98238

	

10912

	

3246
IMST 51192 590 1 .2 46810 4382 729
IBK-LAND 150241 1928 1 .3 136240 14001 2539
KITZB„HEL 57030 653 1 .2 53021 4009 1504
KUFSTEIN 90002 533 0 .6 81077 8925 2157
LANDECK 42820 691 1 .6 39817 3003 399
LIENZ 50686 74 0 .1 49553 1133 522
REUT f-h 31021 259 0.8 27129 3892 1058
SCHWAZ

	

71971

	

752

	

1 .1

	

65789

	

6182

	

925

TIROL

	

654113

	

1871

	

0.3

	

597674

	

56439

	

13079
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Handbuch der Tiroler
Raumordnung

Das neue Tiroler Raumordnungs-
gesetz 1994 hat neue Regelungs-
systeme, vor allem im Bereich der
Örtlichen Raumordnung, eingefährt .
Daraus folgen erhÖhte inhaltliche
und fachliche Anforderungen an
Planung und Vollzug. Es mu… daher
auch ein Anliegen der fachlich
zustündigen Abteilung beim Amt
der Landesregierung sein, allgemein
gältige Planungs- und Vollzugskrite-
rien zu erstellen . Diesem eindeutig
gegebenen Bedarf soll nun in Form
eines Handbuches der Tiroler
Raumordnung nachgekommen wer-
den. Neben einem allgemeinen Teil
mit den rechtlichen Grundlagen der
Raumordnung und einer Aufstellung
der mit Raumordnungsangelegen-
heiten befa…ten Stellen werden in
der ersten Ausgabe die Kapitel
Informationssysteme und Plangrund-
lagen, OberÖrtliche Raumordnung
und ƒrtliche Raumordnung - vorerst
noch ohne Flüchenwidmungs- und
Bebauungsplanung - behandelt. Die
Gestaltung erfolgt in Form von aus-
tauschbaren Einzelblüttern, um
eventuelle Ergünzungen und
Berichtigungen problemlos durch-
fähren zu kÖnnen. Im Laufe der Zeit
soll so ein mÖglichst vollstündiger
Planungsbehelf, inklusive der weite-
ren Themenschwerpunkte Bauland-
umlegung, Bodenbeschaffungsfonds
sowie EU-Regionalpolitik und raum-
ordnungsrelevante FÖrderungen,
entstehen. Der Adressatenkreis
besteht in erster Linie aus den
Gemeinden, den Mitgliedern der
Raumordnungsberatungsorgane,
den diversen Planungsbäros und
den Berufs- und allgemeinbildenden
HÖheren Schulen . Als Erscheinungs-
termin fär die erste Ausgabe des
Handbuches ist der Spütherbst
1996 vorgesehen .

†
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Ansätze fƒr eine verstärkte Zusammenarbeit

zwischen Innsbruck- und den Umlandgemeinden .

Zwischen der Stadt Innsbruck und den Umlandgemeinden
bestehen viele Verflechtungen, eine gemeinsame Planungsebene
gibt es - im Gegensatz zu den meisten anderen
Agglomerationen - jedoch nicht. Die zwei Bezirke Innsbruck-
Stadt und Innsbruck-Land haben eigene Raumordnungs-
Bezirkskommissionen. Kooperationen finden fast ausnahmslos
bilateral zwischen einzelnen Gemeinden statt .

Da… durch die unzureichende Zusam-
menarbeit Aufgaben nicht optimal erle-
digt und Chancen fƒr den Gesamtraum
nicht genutzt werden k„nnen, war
eigentlich vielen seit längerem klar .
Einmal mehr wurde im 1993 erstellten
Wirtschaftsleitbild der Stadt Innsbruck
darauf hingewiesen . Dieses war auch
einer der Ausl„ser fƒr den Innsbrucker
Wirtschaftsgipfel am 2 . Dezember
1993, an dem neben anderen fƒhren-
den Pers„nlichkeiten der Landeshaupt-
mann von Tirol, Dr. Wendelin Wein-
gartner, und der damalige Innsbrucker
Bƒrgermeister, Romuald Niescher, teil-
nahmen. Bei diesem Wirtschaftsgipfel
wurde empfohlen, als Voraussetzung

fƒr eine verstärkte Kooperation eine
Analyse der regionalen Verflechtungen
und eine Erfassung der jeweiligen
Kosten und Nutzen in den einzelnen
Verflechtungsbereichen durchzufƒhren .
Zur Umsetzung dieser Empfehlung
wurde aus Vertretern des Magistrats der
Stadt Innsbruck und der Bezirks-
hauptmannschaft Innsbruck-Land
sowie aus Vertretern des Amtes der
Landesregierung eine kleine Arbeits-
gruppe gebildet. Diese gelangte zu der
†berzeugung, da… es sinnvoll sei, sich
zunächst auf räumlich und sachlich
ƒberschaubare Aufgabenstellungen zu
beschränken .

Heft 11 - Mai 1996

Deshalb
ü wurde der räumliche Bezugsrahmen
vorerst auf die vier an Innsbruck an-
grenzenden Kleinregionen 13 ÖKema-
ten und Umgebung", 14 ÖWestliches
Mittelgebirge", 1 7 ÖSƒd„stliches Mittel-
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Innsbruck-Umland Kooperation
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und zweitens
gebirge" und 18 äHall und Umgebung" Ö wurde auf die beim Innsbrucker
sowie zusƒtzlich auf die Gemeinde Zirl Wirtschaftsgipfel empfohlene Bewer-
beschrƒnkt, wohl wissend, daü in vie- tung der Kosten und Nutzen der
len Sachbereichen die Stadt-Umland- gegenseitigen Leistungsbeziehungen
Beziehung weit dar„ber hinausreichen;

	

verzichtet, da weder die Datenlage aus-

reicht noch eine reelle Chance auf ein-
vernehmliche Bewertung von Kosten
und Nutzen besteht, da diese in hohem
Maüe einer subjektiven Beurteilung
unterliegen .

Innsbruck mit Umland
Ami d . Tir . LReg . / Abt .lc/F8 4

Straüen

Eisenhahn

Gewƒsser
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Bestehende Kooperationen
Wasserversorgung:
ü

	

Innsbruck nutzt gemeinsam mit
Aldrans, Rum und Zirl Quellen .
ü

	

Gemeinsame Wasserversorgung von
Mutters und Natters .
ü

	

Geplante Kooperation zwischen
Absam, Hall und Mils .

Abwasserbeseitigung :
Im Untersuchungsgebiet sind 3 Abwas-
serverbƒnde tƒtig, an die Innsbrucker
Klƒranlage sind bzw. werden 13 der
26 Umlandgemeinden angeschlossen
(VÖls und Rum und der Gro„teil der
Gemeinden der zwei Mittelgebirge) .

Abfallbeseitigung :
Von den Umlandgemeinden liefern vier
den Restmäll ins Ahrntal, die restlichen
22 gehÖren zum Abfallverband Tirol
Mitte mit der Deponie Graslboden .

Stromversorgung:
Von den 26 Umlandgemeinden werden
5 von der Innsbrucker Kommunal AG
versorgt, die äbrigen 21 von der TIWAG
oder den Haller Stadtwerken .

…PNV-Bus :

Von den IVB werden die Gemeinden
Rum, Thaur, Absam, Hall, Mils und
Ampa„ sowie - mit der Iglerbahn - Lans
und Aldrans bedient, wei-
ters sind im Untersu-
chungsgebiet noch tƒtig :
Bundesbus (Post und …BB),
Stubaitalbahn (Bahn und
Bus) und mehrere andere,
vorwiegend äberregional
tƒtig werdende Unter-
nehmen .

Bezirkskrankenhaus :

Alle 26 Umlandgemeinden
gehÖren zum Gemeinde-
verband Bezirkskranken-
haus Hall i . T.

Hauptschulen :
Im Untersuchungsgebiet
gibt es 8 Hauptschulstand-
orte; 7 der 26 Umlandge-
meinden gehÖren zum
Hauptschulverband bzw .
Berechtigungssprengel von
Innsbruck .

Vergleich von Strukturdaten

Innsbruck-t Imland Keoperz-ti-n

†berÖrtliche Tourismusorganisation :

Im Untersuchungsgebiet gibt es zwei
Dachverbƒnde auf den zwei Mittel-
gebirgen und weiters zwei lockere
Arbeitsgemeinschaften fär Werbung .

Sozialsprengel:
Die 26 Umlandgemeinden arbeiten in 6
Sozialsprengeln zusammen .

Vergabe von Auftrƒgen

An die Finanzwissenschaftler Univ .-Prof .
Dr. Christian Smekal und Mag . Rupert
Sausgruber sowie an den Raumplaner
Dipl.-Ing. Friedrich Rauch wurden im
April 1995 Auftrƒge fär den ersten
Arbeitsschritt erteilt. Dieser hat mehrere
Schwerpunkte :

ü Erstellung eines Analysenrasters fär
eine systematische Darstellung und
Beschreibung von Verflechtungsbe-
ziehungen zwischen der Stadt und den
Umlandgemeinden ;

ü

	

allgemeine Darstellung von typi-
schen Stadt-Umland-Problemen ;

ü systematische Darstellung der kon-
kreten Verflechtungen der Stadt Inns-
bruck mit den Umlandgemeinden und
der Umlandgemeinden untereinander;
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ü Darstellung regionaler Kooperations-
modelle an den Beispielen der Ballungs-
rƒume Bern, Salzburg und VÖckla-Ager ;

ü

	

Erarbeitung von Vorschlƒgen fär Be-
reiche einer intensiveren Kooperation .

Befragungen
Nach der Zusammenstellung und
Systematisierung von Verflechtungen
und Austauschbeziehungen zwischen
der Stadt Innsbruck und ihren Um-
landgemeinden sollte den betroffenen
Entscheidungstrƒgern die MÖglichkeit
gegeben werden, ihre Problemsicht
bezäglich einer verstƒrkten Stadt-
Umland-Kooperation darzulegen. Dazu
wurden die Bärgermeister der Gemein-
den der an Innsbruck angrenzenden
Kleinregionen, Vertreter aus Politik und
Verwaltung der Stadt Innsbruck, Ver-
waltungsexperten des Landes Tirol und
schlie„lich Funktionƒre aus Interessens-
vertretungen befragt .

Bedingungen fär
Kooperationen auf
freiwilliger Basis
Da sich die Stadt Innsbruck und die
Umlandgemeinden prinzipiell gleich-
berechtigt und entscheidungsautonom
gegenäber stehen, kÖnnen Koopera-

tionen auf freiwilliger Basis
nur dann entstehen, wenn
die kommunale Zusam-
menarbeit zum gegensei-
tigen Vorteil der Beteiligten
gereicht . Dazu mässen
zwei Ausgangsbedingun-
gen erfällt werden :

Identifikation konsens-
fƒhiger Bereiche
Einseitige Kooperationen
sind zum Scheitern verur-
teilt, wenn sie den anderen
Kommunen keine Vorteile
erbringen kÖnnen . Dies gilt
ganz besonders fär Vertei-
lungsfragen . Wenn eine
Gemeinde einseitig von
der anderen Finanzierungs-
beitrƒge einfordert, kann
sie im Normalfall nicht mit
Zustimmung rechnen .

26 >ämlaud-
genreindeu

l

5 .760

.6 Ö

C?-
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Einigung Öber die Verteilung der
Kooperationsgewinne
Auch wem es gelungen ist, zwischen
den Kommunen prinzipiell konsens-
fühige Zusammenarbeitsbereiche zu
finden, ist das Hervorgehen von ge-
meinsamen Maƒnahmen keinesfalls
selbstverstündlich. Eine weitere Voraus-
setzung ist, daƒ sich die Partner Öber
die Aufteilung der Kooperationsge-
winne einigen . Dies ist relativ einfach
bei der Abwasserbeseitigung, schwierig
jedoch bei der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit in Form von gemeinsamen
Gewerbegebieten, bei denen unter
anderem auch durch den bestehenden
Finanzausgleich eine gemeinsame
Nutzung der Vorteile (Kommunal-
steuer) erschwert wird .

Allgemeine Schluƒfolge-
rungen fÖr die Kooperation
im Groƒraum Innsbruck
Die empirische Bestandsaufnahme
bestütigte neuerlich: Es gibt im Raum
Innsbruck keinen funktionierenden for-
mellen oder informellen Mechanismus
zur Abstimmung der Interessen zwi-

BEVäLKERUNGSENTWICKLUNG
von 1961 bis 1991
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schen der Stadt und den Umland-
gemeinden. Die derzeit bestehenden
institutionellen Einrichtungen k„nnen
dem engen Abstimmungsbedarf zwi-
schen der Stadt und den Umland-
gemeinden nicht GenÖge leisten. Die
Konsequenz ist, daƒ Probleme zwischen
der Stadt und den Umlandgemeinden
entweder gar nicht oder bilateral, mit
nur einer Gemeinde oder Gemeinde-
gruppe zur L„sung gelangen . Die Stadt
und die Umlandgemeinden sollten sich
deshalb an erster Stelle auf irgendeine
Form der Interessensabstimmung eini-
gen . Wichtig erscheint dabei insbeson-
dere die gegenseitige Zugünglichkeit
und der Austausch von Informationen,
denn dadurch wÖrde das Auffinden
gemeinsamer Interessen erheblich
erleichtert werden .

Da erfolgreiche Kooperationen das
Vertrauen zwischen den Partnern festi-
gen, sollten zu Beginn auf der sach-

lichen Projektebene Konflikte nach
M„glichkeit vermieden werden . Das ist
am ehesten zu erreichen, indem Maƒ-
nahmen mit relativ hoher Umsetzungs-
wahrscheinlichkeit vorgeschlagen und
ausgewühlt werden . Verhandlungen
Öber reine Verteilungsfragen oder Maƒ-
nahmen, die substantiell gegen die
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Interessen einer Verhandlungsseite ver-
stoƒen, k„nnten dagegen ungeachtet
ihrer Dringlichkeit das Zusammen-
arbeitsklima stark belasten .

FÖr die AusfÖhrung konkreter gemein-
samer Maƒnahmen ist zu berÖcksich-
tigen, daƒ bislang seitens der Gemein-
den jegliche Akzeptanz fÖr eine eigen-
stündige Stadt-Umland-Organisation
fehlt. Um die Streitpunkte bezÖglich
des Projektmanagements und der
Trügerschaft von bestimmten gemein-
samen Aufgaben zu minimieren, ist
es angebracht, zunüchst solche Maƒ-
nahmenschritte auszuwühlen, die ohne
gr„ƒere Schwierigkeiten und Kosten
von vorhandenen Organisationen und
Verwaltungsressorts ausgefÖhrt und
durchgesetzt werden k„nnen .

Auswahl von Maƒnahmen
fÖr die 1 . Phase einer
verstürkten Kooperation

Gegenseitige Information und
Abstimmung

Seitens der Umland-BÖrgermeister be-
steht ein groƒer Bedarf nach Ver-
besserung der informellen Kontakte mit
der Stadt, insbesondere mit dem
Innsbrucker BÖrgermeister . Um dies
zu erfÖllen wird ein

> periodisches BÖrgermeistertreffen

angeregt, zu dem abwechselnd der
Bezirkshauptmann von Innsbruck Land
und der BÖrgermeister von Innsbruck
einladen sollen . Wegen der groƒen Zahl
der Umland-BÖrgermeister wird sich ein
lockeres Treffen anbieten .

Wegen des groƒen Kreises der Teil-
nehmer wird es beim BÖrgermeister-
treffen nur sehr schwer m„glich sein,
gemeinsame Probleme konkret zu
beraten . Dies soll in einer kleineren

> Kontaktgruppe, die aus den zwei
Bezirks-Raumordnungskommissionen
beschickt wird

erfolgen. Diese Besprechungsgruppe
muƒ, um arbeitsfühig zu sein, klein sein .
Der Kreis der Teilnehmer soll, je nach
Sachthema, offen sein .



Innsbruck-Umland Kooperation

Regionales Standortmarketing für
Unternehmen
Es besteht weitgehende äbereinstim-
mung, daÖ im europaweiten Wettbe-
werb der Stadtregionen für ansied-
lungsinteressierte Betriebe bzw. insbe-
sondere auch zur Sicherung der beste-
henden Betriebe und deren Entwick-
lungschancen eine Profilierung der
Stadtregion nach auÖen und ein regio-
nales Marketing erforderlich sind . Als
Trƒger bietet sich das Technologie-
zentrum Tirol an, das bereits derzeit
mit Aufgaben der Betriebsansiedlung
befaÖt ist .

Profilierung der Tourismusregion
Innsbruck-Umgebung
Die aktuelle Entwicklung im Tourismus
erfordert zunehmend die regionale
Konzeption und Vermarktung von
Angeboten . Dies setzt jedoch eine
geeignete Organisationsstruktur im
Tourismus voraus .
Als erforderlich wird eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den Tourismus-
verbƒnden im Raum Innsbruck erachtet
mit der Einrichtung einer Geschƒfts-
stelle, die
„ einen äberblick über das Angebot
im Raum Innsbruck besitzt und das
Angebot koordiniert (Veranstaltungen),
„ als Anlaufstelle für Anfragen von
Reisebüros wie Individualtouristen
dient,
„

	

als zentrale Buchungsstelle dient,
„

	

die lokalen Tourismusverbƒnde bei
der Arbeit unterstützt .

Schaffung und Erhaltung von
Naherholungseinrichtungen
Die Naherholung der Bev…lkerung aus
dem Zentralraum V…ls - Innsbruck -
Rum - Hall verursacht in den Umland-
gemeinden gewisse Belastungen .
Wƒhrend für die Gebiete Absam-
Gnadenwald und das süd…stliche
Mittelgebirge seit langem zwei Trƒger-
vereine bestehen, die Naherholungs-
einrichtungen errichten und betreuen
und aus Mitteln der Standortge-
meinden, der Queligemeinden der
Naherholungssuchenden, der Touris-
musverbƒnde und der Tiroler Sparkasse
finanziert werden, fehlt für das westli-

che Mittelgebirge, den Raum V…ls -
Kematen und die durch Naherho-
lungssuchende aus dem Inntal stark fre-
quentierten Kleinregionen Sellrain und
Wipptal eine vergleichbare Struktur .

Es bietet sich daher an, ergƒnzend zu
den beiden bestehenden Vereinen eine
ƒhnliche Organisation für die anderen
Naherholungsgebiete einzurichten und
eine Harmonisierung mit den beiden
bestehenden Vereinen, v.a . hinsichtlich
der Mittelaufbringung, anzustreben .

Regelung der Kostentrƒgerschaft
beim Kindergartenbesuch auÖerhalb
der Wohngemeinde

Die stƒdtischen Kindergƒrten in Inns-
bruck werden von ca. 50 Kindern
besucht, deren Wohnsitz auÖerhalb der
Stadt Innsbruck liegt. Da die Beitrƒge
der Eltern die Betriebskosten bei wei-
tem nicht decken, bezuschuÖt die Stadt
Innsbruck derzeit den Kindergarten-
besuch von nicht in Innsbruck wohnen-
den Kindern . Dieses Problem tritt fall-
weise auch zwischen den Umland-
gemeinden auf.

Auch im Volksschulwesen besuchen
fallweise Kinder aus den Umland-
gemeinden Volksschulen in Innsbruck,
wofür die Wohnsitzgemeinden Be-
triebskostenzuschüsse an die Stadt

'Innsbruck leisten, obwohl sie selbst
über eine eigene Volksschule verfügen .
Diese Regelung k…nnte in geeigneter
Form für den Kindergartenbereich
adaptiert werden .

Koordination von kulturellen und
sportlichen Veranstaltungen

Derzeit besteht im Veranstaltungs-
bereich kaum eine Zusammenarbeit
zwischen den einzelnen Gemeinden
bzw. den Veranstaltern . Eine †Kultur-
und Sportkoordinationsstelle" k…nnte
„ einen äberblick über das bestehen-
de kulturelle Angebot in der Region
zusammenstellen,
„

	

die Koordination von Terminen
wahrnehmen,
„

	

auf Lücken im bestehenden kulturel-
len Angebot hinweisen .

Ergebnis der 1 . Sitzung
der Arbeitsgruppe
Innsbruck-Umland-
Kooperation

Zur Besprechung der Ergebnisse, aber
auch zur Initiierung der Kooperation in
der Praxis, wurde eine Arbeitsgruppe
eingerichtet, in der Politiker und Be-
amte der Stadt Innsbruck und des Um-
landes als auch Kammerfunktionƒre
vertreten sind .
Diese Arbeitsgruppe trat am 19 . Mƒrz
1996 zu ihrer 1 . Sitzung zusammen .

Nach der Vorstellung des Projektes
durch Mag . Rauter und Dr. Sint von der
Abteilung Ic des Amtes der Landes-
regierung und nƒheren Erlƒuterungen
durch die Auftragnehmer Dipl .-Ing .
Rauch und Mag. Sausgruber begann
eine lebhafte Diskussion . Stadtrat Krulis
von der Stadt Innsbruck begrüÖte das
Treffen und hielt den vorgeschlagenen
Weg für richtig . Die Regionalbeirats-
vorsitzenden der vier an Innsbruck
angrenzenden Kleinregionen und Bür-
germeister Kopp von Rum verwiesen
auf die unterschiedlichen Problem-
stellungen in den einzelnen Gemein-
den, berichteten von bisher erfolgten
Kooperationen und von offenen Fragen
und befürworteten die dargestellte
Vorgangsweise. Der Bezirkshauptmann
von Innsbruck-Land, HR Sterzinger, war
sehr positiv eingestellt und wird das in
seinem Zustƒndigkeitsbereich m…gliche
zur Unterstützung des Projektes tun .

Der den Mitgliedern der Arbeitsgruppe
vorgelegte Bericht wurde zustimmend
zur Kenntnis genommen . Er soll dem
Stadtsenat zur Kenntnis gebracht und
in den Kleinregionen beraten werden .
Für Mitte Juni wird eine gemeinsame
Sitzung der zwei Bezirks-Raumord-
nungskommissionen ins Auge gefaÖt,
Angestrebt wird, daÖ noch vor Som-
merbeginn das erste Bürgermeister-
treffen stattfindet .

	

‡
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Gute Raumplanung rechnet sich

Wir alle brauchen Straüen, Wasserleitungen,
Abwasserleitungen und sonstige infrastrukturelle Einrichtungen .
Fast selbstverständlich nutzen wir sie . Teilweise sind diese
Einrichtungen nicht sichtbar oder unmittelbar wahrnehmbar.
Sie fordern von der Öffentlichen Hand und damit letztlich von
jedem Bƒrger einen groüen finanziellen Einsatz .

Wenn die Infrastruktur mangelhaft ist,
wird sie von der BevÖlkerung als ver-
minderte Lebensqualität empfunden .
Wenn sie gebaut wird, gibt es vorƒber-
gehende Beeinträchtigung, die so man-
chem Bƒrger zum „rgernis werden . Die
finanzielle Situation der Öffentlichen
Hand und damit die Finanzierung zur
Errichtung und Erhaltung wird immer

Zielsetzungen im Tiroler Raumordnungsgesetz

Welche Hinweise und Vorgaben
sind nun konkret im Tiroler
Raumordnungsgesetz zum Thema
der Erschlieüungsinfrastruktur
angesprochen?

1 . Sowohl in den ƒberÖrtlichen als
auch in den Örtlichen Zielsetzungen ist
als Aufgabe, die geordnete räumliche
Entwicklung des Landes bzw. der
Gemeinde festgelegt. Dieser umfassende
allgemeine Anspruch ist auch auf die
Erschlieüungsinfrastruktur anzuwenden .

2. Als besonderes Ziel der ƒberÖrtlichen
Raumordnung wird der Ausbau des
Öffentlichen Verkehrs und die Sicherung
ausreichender und einer einwandfreien
Wasserversorgung und eine geordnete
Abwasserbeseitigung angefƒhrt .

Fast ƒbereinstimmend, jedoch natur-
gemäü noch detaillierter, werden die
Erfordernisse der infrastrukturellen Er-
schlieüungsbelange bei der Bauland-

schwieriger. Die Notwendigkeit zur
Optimierung derartiger Investitionen
und des volkswirtschaftlichen Denkens
wird immer mehr zum Leitgedanken in
der Bewältigung dieses Aufgabenkreises
werden mƒssen .
Wesentliche Infrastruktureinrichtungen
werden von den Gemeinden geschaf-
fen und betrieben. Fƒr den Ausbau der

ausweisung in den Zielsetzungen der Ört-
lichen Raumordnung formuliert .

So wird hier als vorangestellte Zielsetzung
eine ausgewogene Anordnung und
Gliederung des Baulandes im Hinblick

> auf die Erfordernisse der verkehrs-
mäüigen Erschlieüung mit der Schwer-
punktsetzung auf dem Öffentlichen
Personennahverkehr

> und auf die Erschlieüungserfordernisse
mit den Einrichtungen zur Wasser-,
LÖschwasser- und Energieversorgung, zur
Abwasserbeseitigung und Abfallentsor-
gung festgelegt .

Mit der Baulandwidmung unmittelbar
verbunden ist nach diesen Zielsetzungen
die Vorsorge fƒr eine zweckmäüige,
bodensparende Bebauung und verkehrs-
mäüige Erschlieüung der bebauten und
noch zu bebauenden Gebiete ebenso wie
die Vorsorge fƒr eine ausreichende und
einwandfreie Wasser- und LÖschwasser-
versorgung und die geordnete Abwasser-
beseitigung .

Mitarbeiter des Fachbereiches
Örtliche Raumordnung der Abteilung Ic

kommunalen Infrastruktur ist das …rtli-
che Raumordnungskonzept ein wichti-
ges Lenkungsinstrument .
Das …rtliche Raumordnungskonzept
hat sich an den ƒberÖrtlichen und Örtli-
chen Zielen der Raumordnung nach
dem Tiroler Raumordnungsgesetz 1994
zu orientieren . Es finden sich im Tiroler
Raumordnungsgesetz vielfältige Vorga-
ben und Bedingnisse, die sich auf die
Infrastruktur beziehen .
In diesem Artikel sollen die wichtigsten
infrastrukturellen Erschlieüungseinrich-
tungen schlaglichtartig im Hinblick auf
mÖgliche Kostenersparnisse beleuchtet
werden . Gerade in der Phase, in der
sehr viele Gemeinden in Tirol an der
Ausarbeitung des …rtlichen Raum-
ordnungskonzeptes arbeiten, kommt

Die Vorsorge fƒr eine verkehrsmäüige
Erschlieüung alleine ist dem Gesetzgeber
offensichtlich zuwenig griffig. Daher
wird als insbesondere und eigenständige

Zielsetzung die klare Forderung zur
Schaffung der erforderlichen Verkehrs-
flächen der Gemeinde gestellt. Darunter
sind neben dem flieüenden Verkehr auch
die Flächen des ruhenden Verkehrs,
Fuügängerflächen und Radwege ange-
sprochen .

3. Neben den Zielen der Raumordnung
ist auch auf die im † 37 lit.c TROG
1994 enthaltene Bestimmung hinzu-
weisen, die eine Widmung von Flächen
als Bauland dann jedenfalls ausschlieüt,
wenn deren verkehrsmäüige Erschlie-
üung oder Erschlieüung mit Einrich-
tungen zur Wasser-, LÖschwasser- und
Energieversorgung und zur Abwasser-
beseitigung unvertretbar hohe Aufwen-
dungen aus Öffentlichen Mitteln
erfordern wƒrde .



Gute Raumplanung rechnet sich

dieser Thematik eine groüe Bedeutung

zu. Ein gutes ärtliches Raumordnungs-

konzept mit optimierter und kosten-
bewuüter ErschlieüungsÖberlegung
wird in der Lage sein, ein Mehrfaches
der Planungskosten einzusparen . Die
Lebensqualitƒt kann damit auch langfri-
stig gesichert und verbessert werden
und die Investitions- und Erhaltungs-
kosten der Infrastruktur sind damit
einer Öberschaubarer Kosten-Nutzen-
Rechnung zugƒnglich zu machen .

Das TROG nimmt in seinen Ziel-
setzungen (siehe Detaildarstellung)
mehrfach auf die infrastrukturelle
Erschlieüung Bezug. Zur Erreichung
dieser Zielsetzungen ist bei der
Erstellung des ärtlichen Raumord-
nungskonzeptes die Ausrichtung der
baulichen Entwicklung an den beste-
henden Infrastrukturen und deren
Kapazitƒtspotentialen zu beachten .

Das bedeutet, daü bei der Bestands-
aufnahme vor allem die Linienstruktur
der bestehenden Erschlieüungssysteme
erfaüt und mit dem Bauland in
Beziehung gebracht wird . Im nƒchsten
Schritt sind jene Maünahmen aufzu-
zeigen, die zur Behebung allfƒlliger
Unzulƒnglichkeiten in der infrastruktu-
rellen Ausstattung bestehenden Bau-

Verkehrsmƒüige Erschlieüung

An geschƒtzte Kosten fÖr die
Straüenerschlieüung
Die Herstellungskosten von 1 mz staub-
freier, befestigter Straüe im ebenen
Gelƒnde und mit Oberflƒchenent-
wƒsserung setzen sich aus dem
Baukostenanteil und dem durchschnitt-
lichen Grundpreis zusammen .

Bei der Bewertung von Grundflƒchen
fÖr den Neu- bzw . Ausbau von Ge-
meindestraüen im Bereich des Baulan-
des sind die Beanspruchungsflƒchen bis
zur Straüenachse als nicht bebaubar zu
bewerten (Tiroler Straüengesetz † 66) .
Die als unbebaubar zu bewertende
Straüenflƒche wird nach den „ster-
reichischen Bodenwert-Richtlinien mit

landes erforderlich sind . Dieser Nach-

holbedarf ist auch auf seine Finanzier-
barkeit zu ÖberprÖfen. Erst im letzten

Schritt sind notwendige Baulandent-
wicklungen hinsichtlich ihrer infrastruk-
turellen Erfordernisse zu beurteilen und
deren Finanzierbarkeit zu ÖberprÖfen .

Ein wesentliches Augenmerk wird auf
die zeitliche Abfolge von Investitions-
erfordernissen bei der Errichtung von
Infrastrukturanlagen nach dem ange-
strebten Entwicklungsziel des ärtlichen
Raumordnungskonzeptes gerichtet

werden mÖssen .

Bei der Beurteilung der Kosten der infra-
strukturellen Erschlieüungen gilt es zu
beachten, daü in der Abhƒngigkeit von
Struktur und Dichte der Bebauung

gewaltige Unterschiede auftreten .

Wesensmƒüig sind alle Erschlieü-
systeme auf linearer Basis aufgebaut.
Die Systemskizzen (siehe Abbildungen)
zeigen idealisierend theoretische Ein-
sparungspotentiale beim Erschlieüungs-
und Erhaltungsaufwand auf der Basis
von lagemƒüigen KonzentrationsÖber-

legungen .

Die Optimierungseffekte k„nnen durch
die Erh„hung der Bebauungsdichte

noch wesentlich gesteigert werden . In
der Folge werden die wichtigsten

20 % bis 50 % des „rtlichen Baugrund-
preises bewertet . FÖr die Berechnung
von 1 m 2 Straüe ist der Mittelwert von
35 % des „rtlichen Baugrundpreises als
Grundpreisanteil zugrunde zu legen .

Durch den sehr stark schwankenden
Grundpreis kann fÖr Tirol kein einheitli-
cher Grundpreis festgelegt werden . Die
Grundpreise wurden von der zustƒndi-
gen Abteilung V1d2/Sachgebiet Bau-
polizei, fÖr alle Kleinregionen Tirols
als Durchschnittswerte errechnet und
tabellarisch zusammengestellt . Im lƒnd-
lichen Bereich des Bezirkes KitzbÖhel

(Brixental) ist exemplarisch ein Qua-
dratmeterpreis von 1 .578 ATS fÖr Bau-

land anzusetzen :
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erschlieüungstechnischen Infrastruktur-
belange nach Teilbereichen gegliedert
und nach Kosten- und Optimierungs-
Öberlegungen nƒher ausgefÖhrt (die
angegebenen Preise verstehen sich
ohne MWSt.) .

Der Baukostenanteil fÖr 1 mz staubfreier
Fahrbahn mit Befestigung und Ober-
flƒchenentwƒsserung belƒuft sich auf
durchschnittlich 1 .020 ATS . FÖr 1 mz
abzul„senden Straüengrund sind noch
35 % des durchschnittlichen Bauland-
preises mit ca. 552 ATS dazuzurechnen .
Das ergibt Gesamtkosten von zusam-
men ca . 1 .570 ATS je m 2 Straüe .

Die Errichtung von
1 km zweispurig ausgebauter Straüe

kostet ca. 7,9 Millionen ATS

1 km einspurig ausgebauter Straüe
kostet ca. 5,5 Millionen ATS
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Wasserver- und Abwasserentsorgung

An geschƒtzte Kosten fÖr die
Abwasserentsorgung
Das neue Wasserrechtsgesetz lƒät -

auäer in Sonderfƒllen - langfristig fÖr

die Entsorgung von hƒuslichen Abwƒs-
sern in kleinen Verhƒltnissen (das heiät
unter 50 EGW = Einwohnergleichwerte)
bei Neubauten nur noch vollbiologi-
sche Abwasserreinigungen (inclusive
Kontrollschaft) zu . Das heiät, die
mechanische Abwasserreinigung

(Dreikammer-Faulanlage)

und die teilbiologische Abwasser-
reinigung (z.B . mit nachgeschaltetem
Bodenfilter) sind nicht mehr genehmi-
gungsfƒhig . Eine Alternative bei
erschwerten Bedingungen bietet die

dichte Grube, die neben den Baukosten
noch Kosten fÖr den zwei- bis vier-
wüchigen Abtransport des Abwassers
verursacht. Diese Betriebskosten bewe-
gen sich in einer Grüäenordnung von
ca. dem Achtfachen der sonstigen
KanalbenÖtzungsgebÖhr (bei einem 3
Personen Haushalt ca. 3.500 ATS bis
8.700 ATS/Jahr) . Daraus ergibt sich,
daä die Ausbildung von Dichtegruben
aus volkswirtschaftlicher Sicht sehr

teure Einzellüsungen sind, die es zu
vermeiden gilt . Die

Errichtung und

Die investitionskosten einer vollbiologischen Abwasserreinigungsanlage
(Lebensdauer 25 Jahre) betragen bei Anlagengrüäe von

5 EGW ca. 25 .000 ATS /EGW
1 .000 EGW ca. 8 .800 ATS /EGW

15.000 EGW ca. 4 .000 ATS /EGW

Die Betriebskosten ergeben sich bei Anlagengrüäe von
5 EGW mit ca . 2.500 ATS /EGW und Jahr

1 .000 EGW mit ca . 800 ATS /EGW und Jahr
15 .000 EGW mit ca .

	

350 ATS /EGW und Jahr.
EGW = Einwohnergleichwert

der Betrieb von Gemein-
schaftsanlagen verursachen
wesentlich geringere Kosten
fÖr den Einzelnen . Bei der
Planung der Abwasserlei-
tungsauslegung ist insbe-
sondere die Kanallƒnge
als Kostenfaktor von aus-
schlaggebender Bedeu-
tung . Die Herstellung
eines Freispiegelkanals
pro Laufmeter kostet im
Durchschnitt fÖr einen
DN (= Rohrdurchmesser in
Millimeter) 150 ca . 2 .500

ATS, fÖr einen DN 300 ca.
3 .400 ATS und fÖr einen

DN 600 ca. 5.500 ATS .
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Als jährliche Betriebskosten werden zwi-
schen 12 ATS und 18 ATS/Ifm . veran-

schlagt .

An geschätzte Kosten fÖr die
Trinkwasserversorgung
(ohne Lƒschwasserversorgung)
Analog zur Abwasserleitungskonzeption
ist auch die Trinkwasserleitungsanlage
denselben Planungs- und Kosten-
kriterien zu unterstellen . Hiebei ist fÖr
eine Wasserleitung DN 100 mit einem
Kostenaufwand zwischen 2 .000 ATS

und 2.500 ATS je Laufmeter zu rech-

nen . Wie bei den anderen Leitungs-

00

üffentlicher Personen-Nahverkehr
An geschätzte Kosten des ƒffent-
lichen Personennahverkehrs und
anderer ƒffentlicher Dienste sowie
Auswirkungen flächendeckender
Erschlie„ungen auf diese
Infrastrukturanteile

Verkehrsunternehmen treten immer
ƒfter an Gemeinden mit der Aufforde-
rung zur Kostenbeteiligung fÖr den
ƒffentlichen Personennahverkehr heran .

Die betriebswirtschaftlichen Interessen
der Verkehrsbetriebe nach Kosten-
deckung und das ƒffentliche Anliegen
der Gemeinden zur bestmƒglichen
Versorgung der Bevƒlkerung treffen als
Konflikt aufeinander. Dem Wunsch
nach Anbindung aller Ortsteile an das
ƒffentliche Verkehrsnetz steht oftmals
ein hoher Aufwand des Verkehrsunter-
nehmens entgegen .

Anhand eines Beispiels wird die Aus-
wirkung der Einrichtung einer zusätz-
lichen Haltestelle abseits der Stamm-
strecke auf die Betriebsabwicklung
eines Linienverkehrs aufgezeigt :

Bei gleichwertiger Bedienung aller
Haltestellen mu„ die Stichstra„e vier-
mal befahren werden - dementspre-

chend steigen die Kosten . Zusätzlich lei-

det die Attraktivität der Stammstrecke
durch den Umweg .

Nach Kalkulation von ƒffentlichen Ver-
kehrsunternehmen betragen die Kosten
fÖr einen gefahrenen Kilometer im
Buslinienverkehr etwa 50 ATS . Mi„t die

herstellungen sind dabei die erforder-
lichen Zu- und Abschläge (Tiefenlage,
Stra„enbereich, Untergrund, verbautes
oder unverbautes Gebiet) sowie die
Kosten von Hochbehältern und Quell-
fassungen noch nicht berÖcksichtigt .

Quellen : ZT-BÖro fÖr Kulturtechnik und

Wasserwirtschaft. Abteilung Vlh

Die Errichtung von
1 km Abwasserkanal kostet

ca. 3,4 Millionen ATS

1 km Trinkwasserleitung kostet
ca. 2,3 Millionen ATS

Stichstrecke im vorangestellten Beispiel
nur 1 Kilometer, so fallen pro Kurs
bereits 200 ATS an Mehrkosten an . Bei
einem (angenommenen) pauschalier-
ten Fahrpreis von 10 Schilling mÖ„te

sich die Benutzerfrequenz pro Kurs (!)
um 20 Personen erhƒhen, um Öber-

haupt Kostendeckung fÖr diese

Streckenerweiterung zu erreichen .

Daraus lä„t sich ableiten : üffentlicher

Personennahverkehr zur Anbindung
von Siedlungsteilen funktioniert nur
dann kostendeckend, wenn diese
Gebiete eine ausreichende Bevƒlke-
rungszahl aufweisen. Abseits bestehen-

	 J
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der Verkehrsachsen entstehende neue
Siedlungen kƒnnen nur mit hohen
Kosten an das ƒffentliche Personennah-

verkehrsnetz angeschlossen werden .

Achtung! NEUE ZWN

ABTEILUNG Ic
Tel. 0512/508-3602 ff.
Fax 0512/508-3605

Energieversorgung
An geschätzte Kosten fÖr die
Stromversorgung im Wohngebiet
FÖr die in geschlossenen Siedlungs-

gebieten bereits Öbliche Verlegung von
Niederspannungskabel fallen Kosten

von 500 bis 650 ATS je Laufmeter an .

Zusätzlich zu den Kosten der Ver-
kabelung mÖssen fÖr jeweils 30 bis 50
Abnehmer Trafostationen errichtet
werden, die je nach AusfÖhrung 0,3
bis 1,0 Millionen ATS kosten. Nimmt

man (bei lockerer Verbauung) eine
durchschnittliche Kabellänge von 40
Meter je Abnehmer an, so kƒnnen mit
1 km Kabel (incl. Trafostation) zu
Kosten von ca . 1 Million ATS etwa 25
Abnehmer bedient werden .

Die Zuleitung von den Hochspan-
nungsleitungen aus kostet zusätzlich
zwischen 1 bis 2 Millionen ATS je Kilo-
meter.

	

Quelle: TIWAG

An geschätzte Kosten fÖr die
Erdgasversorgung im Wohngebiet
Die Versorgung mit Erdgas wird in un-
serem Lande ständig durch die Weiter-
fÖhrung der Hauptleitungen und der
Versorgungsleitungen seitens der Tiro-
ler Ferngas Ges .m.b.H. weitergefÖhrt .

Der durchschnittliche Preis bei norma-
len Standardvoraussetzungen liegt bei

ca. 3.000 ATS/Ifm Gasleitung .

FÖr jede Erweiterung des Flächenversor-
gungsnetzes mit Erdgas ist eine
Gasabnahme durch die Anrainer von
1 KW/Leitungsmeter Grundvorausset-

zung . Im Durchschnitt kann man
davon ausgehen, da„ ein normales

Einfamilienhaus -einen Anschlu„wert

von 16 - 20 KW benƒtigt .

Es kostet daher die Erdgasversorgung
bei einer Gasleitungslänge von 1000

Meter ca. 3 Millionen ATS .

Quelle: TIROLER FERNGAS Ges .m .b .H .

Die Verlegung von
1 km Niederspannungskabel (inkl. Trofo)

kostet ca. 1,0 Mio . ATS

1 km Gasleitung kostet
ca. 3,0 Mio. ATS



Gute Raumplanung rechnet sich
re

Nach den voranstehenden Einzelaus-
sagen ist zusammenfassend bei der
hierzulande üblichen Grundausstattung
der infrastrukturellen Erschlieäung eines
Wohnsiedlungsbereiches bei idealen
Voraussetzungen auf 1000 Laufmeter
bezogen von folgendem Kostenansatz
auszugehen :

Straäe - 4,5 m breit ca . 7,9 Mio . ATS
Kanal - DN 250 ca. 3,5 Mio . ATS
Wasserleitung ca. 2,5 Mio . ATS
Stromkabel	ca. 1,0 Mio . ATS
zusammen

	

ca. 15,0 Mio . ATS

> Die Errichtung von 1 Kilometer
üblicher Infrastrukturausstattung
kostet ca. 15 Millionen ATS .

Auf die FlÖche bezogen kƒnnen unter

dem Ansatz einer die Erschlieäungs-
achse begleitenden beidseitigen Bau-
landtiefe von 25 Metern damit ca . 5 ha
Bauland erschlossen werden .

> Auf den Hektar Bauland bezogen
ergibt sich ein Kostenaufwand von ca.
3 Millionen ATS für die Errichtung der
infrastrukturelle Grundausstattung .

Darin sind jedoch die Kosten für die
Erhaltung der Anlagen und die
Anteile zur Errichtung von groäen
Infrastrukturen (wie z . B . Trinkwasser-
hochbehÖlter, KlÖrwerk, Lƒschwasser-
versorgung, Hochspannungszuleitung,
Einrichtungen für den ƒffentlichen
Personennahverkehr udgl.) noch nicht
enthalten .

Auf einem Hektar Wohnbauland
kƒnnen mit diesen 3 Millionen ATS
Erschlieäungsinvestition beim Ansatz
einer durchschnittlichen Haushalts-
grƒäe von 3,3 Personen je Haushalt
bei

> offener Bauweise,
etwa SO Einw. (62.500 ATS/Eines)

> gekoppelter Bauweise
etwa 80 Einw. (37.500 ATS/Eines)

> verdichteter Bauweise
etwa 700 Einw. (30.000 ATS/Eines)

versorgt werden .

Aus den Ausführungen ergibt sich, daä
der Nutzeffekt einer Erschlieäungs-
investition von zwei wesentlichen
Faktoren bestimmt wird : Das ist zum
einen die LÖngenerstreckung der
Erschlieäung und zum anderen die
Baudichte des zu erschlieäenden
Baugebietes .

Der Vergleich von Planungskosten für

ein ƒrtliches Raumordnungskonzept
mit dem Einsatz von Erschlieäungs-
kosten lÖät folgende Aussage zu : Einer
durchschnittlichen Gemeinde kostet
das ƒrtliche Raumordnungskonzept
nach Abzug der Landesfƒrderung noch
ca . 350 .000 ATS .

Für die Kosten des „rtlichen Raum-
ordnungskonzeptes kƒnnen

> ca. 44 Meter Straäe,

> oder ca. 103 Meter Kanal,

> oder ca. 156 Meter Wasserleitung

gebaut werden .

Die aufgezeigten Grƒäenordnungen
lassen sehr deutlich erkennen, daä sich
mit dem „rtlichen Raumordnungs-
konzept Einsparungen von einem
Mehrfachen der für die Planung ausge-
legten BetrÖge erreichen lÖät - wenn
dieses Instrument bei der Festlegung
der zukünftigen baulichen Entwick-
lung ausreichend auf die Kosten der
Infrastrukturerschlieäung Bedacht
nimmt .

	

…
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Zum ƒrtlichen Raumordnungskonzept tragen viele bei!
Manfred Riedl

Mit dem Raumordnungskonzept steht den Gemeinden ein neues,
inhaltlich umfassendes, auf 10 Jahre ausgelegtes
Planungsinstrument zur Verfügung. Die bisherige Konzentration
der ärtlichen Raumordnung auf die Siedlungsentwicklung wird
durch die planerische Befassung mit dem Freiraum, der
Wirtschaftsentwicklung oder auch der Infrastruktureinrichtungen
ergÖnzt. Alle absehbaren und wichtigen rÖumlichen
Nutzungsansprüche werden im ƒrtlichen Raumordnungskonzept
zu einer abgestimmten und geordneten Entwicklung der
Gemeinde hingeführt.

Die Hinwendung der ärtlichen Raum-

planung zur gesamthaften Sichtweise

der Gemeindeentwicklung ist wichtig .

Wie kännen sonst der Landwirtschaft

leicht bewirtschaftbare Gründe, dem

Erholungssuchenden die Reize der

Kulturlandschaft erhalten bleiben?

Braucht die Gemeinde bei gleichblei-

bendem Zuzug bald einen grä„eren

Kindergarten, wann kann das geplante
Siedlungsgebiet mit einem Abwasser-

kanal entsorgt werden?
Gute Antworten auf solche oder Öhnli-
che Fragen vermag man nicht aus

Einzelsichtweisen zu finden - eine
grundsÖtzliche und gesamthafte Auf-
bereitung im ärtlichen Raumordnungs-

konzept ist erforderlich .

BEARBEITUNGSSTAND DER ƒRTLICHEN
RAUMORDNUNGSKONZEPTE

Stand April 1996

Quelle: Amt der Tiroler Lendesreg ./ Abt.lc

Kartographie . Abt .IcIFB 4 - TIRIS und Gemeindeservice

LEGENDE
Bearbeitungsstand (gesamt 279 Gemeinden)

(38
Gemeinden)

Auftragsvergabe, Bestandsaufnahme
1102 Gemeinden)

r

	

n och ficht es Arbeit
(139 Gemeinden)

Wie der …bersichtskarte zu entnehmen
ist, stehen etwa die HÖlfte aller Tiroler
Gemeinden bereits in der Konzept-
bearbeitung . Bis Ende 1999 müssen
gemÖ„ Raumordnungsgesetz alle Ge-
meinden das ƒrtliche Raumord-

nungskonzept beschlossen haben .

Wegen der Gemeinderatswahlen im
Frühjahr 1998 sollten Gemeinden, die
mit der Bearbeitung noch nicht begon-
nen haben, sehr bald oder eben erst ab
1998 die Ausarbeitung beginnen .

Die Bearbeitung der aus vielen Quellen
stammenden, vielfÖltigen Information
in Form einer Bestandsaufnahme und
die Erarbeitung eines Konzeptentwurfes
in Kontakt mit den Planungsbeteiligten
ist Aufgabe des beauftragten Planers .
Die Einbindung der interessierten
Gemeindebürger in den Planungs-
proze„ wird auf ärtlicher Ebene für ein
mäglichst hohes Ma„ an Interessens-
abwÖgung und -abstimmung sorgen .



Beitrüge zum Raumordnungskonzept
roHehl 1 Mai 1996

In der Phase der Konzeptausarbeitun-
gen ist zusützlich die Kommunikation
und Kooperation zwischen Gemeinden,
Planern und den berährten Dienst-
stellen der Landes- und Bundesver-
waltung besonders wichtig . Begrändet
durch den umfassenden inhaltlichen
Anspruch an das neue Planungsinstru-
ment mässen viele Gegebenheiten und

Absichten, die bei verschiedensten
Stellen bearbeitet werden, zusammen-
gefährt und beurteilt werden .

Im Auftrag des zustündigen Regierungs-
referenten sind besonders die Abtei-
lungen Ic und Vel des Amtes der
Landesregierung bemäht, auf mehre-
ren Ebenen den Gemeinden Unter-
stätzung zukommen zu lassen . Neben
der Funktion des Landes als Aufsichts-
behÖrde werden in Zukunft partner-
schaftliche Formen der Zusammen-
arbeit die Beziehungen zwischen Ge-
meinden und Land in Angelegenheit
der Raumordnung prügen .

LandesfÖrderung
lüuft an
Die Ausarbeitung der Örtlichen Raum-
ordnungskonzepte durch die Gemein-
den wird mit Landesmitteln gefÖrdert .
Bis maximal 400.000 ATS (1 Mio. ATS
fär Innsbruck) kann die fär die FÖrde-
rungsabwicklung zustündige Rechts-

abteilung Vel den Gemeinden als
FÖrderung zuerkennen . Nur finanz-

schwache Gemeinden kÖnnen ihre
zweckgebundenen Aufwendungen

äber die Mindestrate von 50 % hinaus
ersetzt bekommen .

Bereits erstellte Dorferneuerungsplüne
und Tourismuskonzepte, die in das
Raumordnungskonzept einflieƒen, ver-
mindern den in Zusammenarbeit mit

der Architektenkammer erarbeiteten
fÖrderbaren Maximalaufwand, der fär
jede einzelne Gemeinde festgestellt
wurde . Andererseits sind besondere
Aufwendungen fär die Beschaffung der
amtlichen digitalen Katastralmappe als
Plangrundlage anrechenbar. Die maxi-
male FÖrdergrenze wird davon jedoch
nicht berährt .

Mit Einreichung der Entwärfe zur
Vorbegutachtung wird die Hülfte der

zugesagten FÖrderung ausbezahlt . Der
Rest folgt nach aufsichtsbehÖrdlicher
Genehmigung . Die FÖrderungszusage
und -auszahlung ist an die von der
Landesregierung beschlossenen Richt-
linie gebunden .

Gemeindeservice wird
genutzt
Bei der Abteilung Ic werden in den
Fachbereichen Statistik und TIRIS eine
Reihe von Daten betreut, die als
Einstiegsinformation fär Planer und
beteiligte Gemeindebärger in die Örtli-
che Planung gut geeignet sind . Diese
ausgewühlten Daten wurden zu einem
Standard-Informationspaket fär die Ört-
liche Raumplanung aufbereitet. Auf
Ansuchen der Gemeinde hin werden
die Daten aktuell zusammengestellt
und binnen 2-3 Wochen in zweifacher
Ausfährung äbersandt . Etwa zwei
Drittel aller Tiroler Gemeinden haben
die statistischen und in 4 Themenkarten
aufbereiteten geografischen Informa-
tionen bereits erhalten .

Eine besondere Unterstätzung erhalten
jene Gemeinden, fär die in der Landes-
verwaltung bereits digitale Plan-
datenbestünde bestehen . Aus dem digi-
talen geografischen Informationssystem
TIRIS des Landes erhalten die Ge-
meinden und/oder deren Auftrag-
nehmer (Planer) alle derzeit Zug um
Zug entstehenden plangenauen Dar-
stellungen von raumbezogenen Verwal-
tungssachverhalten . Die digitale Erfas-

sung folgt im wesentlichen dem
Entstehen der digitalen Katastral-
mappe des Bundesvermessungs-
dienstes (DKM) . Diese jührlich erneuer-
te Plangrundlage selbst wird bei
Verfägbarkeit ebenso abgegeben wie
die Gefahrenzonen der Wildbach- und
Lawinenverbauung, die Festlegungen
der äberÖrtlichen Raumordnung, die
Biotopkartierung oder die Gebiete mit
bergrechtlicher Abbaubewilligung . Ver-
mehrt in Verwendung kommt auch der
digitale Lage- und HÖhenplan des
Landesvermessungsdienstes, der bereits
fär wichtige Talrüume (Loferer Straƒe,
Zillertal, Unterinntal) besteht oder in
Ausarbeitung (Oberinntal) steht .

27

Bereits 70 Gemeinden und/oder deren
Planer, die sich vertraglich zur spüteren
Bereitstellung ihrer raumordnerischen
Festlegungen in digitaler Form ver-
pflichten, wurden vom Gemeinde-
service mit digitalen Daten beliefert .

Gemeindeservice in Zahlen
(Stand April 1996)

121 Gemeinden haben die
Ausarbeitung des „RK beschlossen .

175 Gemeinden erhielten das
Info-Paket des Landes .
8 Gemeinden haben ihr Konzept zur
Vorbegutachtung eingereicht .
67 Gemeinden haben den
Datenaustauschvertrag unterzeichnet .
70 Gemeinden erhielten digitale
Daten aus dem TIRIS.
Fär 81 Gemeinden ist die DKM
(incl . Teilbestünde) verfägbar .
Fär 151 Gemeinden sind bereits
digitale Plandaten im TIRIS
vorhanden .

Mehrere Ebenen der
inhaltlichen
Zusammenarbeit
Die Ausarbeitung der Örtlichen Raum-
ordnungskonzepte beginnt nicht bei
Null . Auf Örtlicher Ebene bleibt der
Flüchenwidmungsplan vorlüufig in
Rechtskraft, die äberÖrtliche Raum-
planung hat sich in den vergangenen
Jahren intensiv mit den Freiraum-
funktionen beschüftigt, die Kenntnisse
äber den Naturraum haben sich ver-
dichtet . Mit dem beabsichtigten
Eisenbahnausbau im Unterinntal oder
der Verbesserung der äbergeordneten
Verkehrsinfrastruktur (Raum Landeck,
vorderes Zillertal) stehen Groƒbau-
vorhaben mit groƒen Auswirkungen auf

die Raumplanung zur Realisierung an .

Neben allen Informationsangeboten
braucht es zur abgestimmten Beräck-
sichtigung der verschiedenen Raum-
anspräche ein hohes Maƒ an Beratung
und Mitgestaltung von Seiten der
berährten Bundes- und Landesdienst-
stellen .
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Beitrüge zum Raumordnungskonzept
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> „berƒrtliche
Rahmensetzungen
Neben den in Raumordnungspro-
grammen verordneten landwirtschaftli-
chen Vorrangflüchen bzw. GrÖnzonen
werden seit 1995 fÖr die intensiv
genutzten Zentralrüume des Landes
Öberƒrtliche Rahmensetzungen erarbei-

tet. Im Bearbeitungszeitraum 1996/97
werden entwicklungsintensive Seiten-

tüler erfa…t .

Hierbei werden die aus Sicht der
Landesraumordnung wichtigen Gebiete
fÖr die landwirtschaftliche Produktion,
fÖr die Erholungsfunktion als auch
besonders sensible Landschaftsteile

(u.a . prügende Kulturlandschaften) aus-

gewiesen . Die Befassung mit den
Auswirkungen der Siedlungsentwick-
lung erfolgt durch das Aufzeigen von
Öberƒrtlich bedeutsamen Siedlungs-
grenzen und die Aufforderung zur
„berprÖfung von Standorten mit kon-
kurrierenden NutzungsansprÖchen . Die
Ergebnisse werden regionsweise plan-

0 'o

„BER‡RTLICHE RAUMORDNUNG
Raumordnungsprogramme und Rahmensetzungen

Stand April 1996
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[ich dargestellt und in Erlüuterungs-
berichten begrÖndet . Die Öberƒrtlichen

Rahmensetzungen sind eine wichtige
Vorgabe fÖr die ƒrtliche Raumplanung .

Sie finden idealerweise bereits im
Planungsprozess auf Gemeindeebene
BerÖcksichtigung und sind eine wesent-
liche Grundlage fÖr die Begutachtung
der ƒrtlichen Raumordnungskonzepte .

> Planungsbeitrüge des
Naturschutzes
Der sorgsame Umgang mit den natÖrli-
chen Ressourcen und die Erhaltung der
Kulturlandschaft ist Ziel und Aufgabe
auch der ƒrtlichen Raumordnung .
Neben den zumeist gut bekannten
naturschutzrechtlichen Einzelfestlegun-

gen sind schÖtzenswerte Biotope
(Auen, Feuchtgebiete, Trockenrasen,

Hecken u.a .) besonders zu berÖcksichti-

gen . Wichtig ist den Fachleuten auch
die rüumliche Beziehung und Ver-
netzung zwischen wichtigen Lebens-
rüumen von Tier- und Pflanzenwelt .
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In die TIRIS-Themenkarte †Natur-
schutz" aus dem Standard-Informa-

tionspaket tragen die Landesexperten
der Naturkunde wichtige schÖtzenswer-
te Lebensrüume ein und geben dazu
auch eine schriftliche Stellungnahme
ab . „ber das Gemeindeservice gelan-
gen diese Bearbeitungen an die
Gemeinden und Planer . Diese Unter-
lagen vermƒgen zusammen mit der fÖr
gro…e Landesteile bereits bestehenden
bzw. bis 1997 fertiggestellten Biotop-
kartierung eine ausreichende Grund-
lage fÖr die BerÖcksichtigung der fachli-
chen Aspekte des Naturschutzes im
Raumordnungskonzept zu sein .

> Gefahrenzonen
Das Raumordnungsgesetz hebt die
Sicherung vor Naturgefahren mehrfach

hervor: Sowohl nach den Zielen der
Öberƒrtlichen als auch der ƒrtlichen
Raumordnung sind die Naturgewalten
bei der Planungsumsetzung zu berÖck-

sichtigen . Die Gemeinden haben nach

„borƒrtliche Rahmensetzungen

Bearbeitung 1995 i 1996

Bearbeitung 1996 / 1997

Bearbeitung 1997 1 1998

Heft 11 - Mai 1996

Raumordnungsprogramme

;

	

„berƒrtlicher Planungsbestand
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deren Ausarbeitung Zweitstäcke der
GefahrenzonenplÖne und -gutachten
erhalten, die nach wie vor ihre
Gältigkeit haben. Fär bisher nicht bear-
beitete Gebiete, die nunmehr einer
baulichen Entwicklung zugefährt wer-
den sollen, ist eine Begutachtung
unerlÖƒlich .

Neben der Bearbeitung durch den
Forsttechnischen Dienst fär Wildbach-
und Lawinenverbauung (zustÖndig sind
die Gebietsbauleitungen) werden ver-
mehrt GefahrenzonenplÖne nach dem

Wasserrechtsgesetz mit planlicher Fest-
legung von „berschwemmungsgebie-
ten der Flässe erlassen . Unterlagen
daräber sind bei den BaubezirksÖmtern
erhÖltlich .

> Plangrundlagen
Nach der Plangrundlagen- und Plan-
zeichenverordnung sind fär die planli-
che Darstellung des ürtlichen Raum-
ordnungskonzept mehrere Plangrund-
lagen wie der Kataster, Orthophotos
oder Naturstandsaufnahmen zulÖssig .

Hinsichtlich der hÖufig verwendeten
Katasterdarstellung ist in der Rechts-
grundlage deutlich festgestellt, daƒ zur
Darstellung der PlÖne nur die Ver-

wendung des amtlichen Bestandes der
VermessungsÖmter zulÖssig ist. Die
Fährung des Grundstäckkatasters in
Verbindung zum Grundbuch ist nach
dem Vermessungsgesetz Aufgabe des
Bundesvermessungsdienstes, …nderun-
gen künnen von befugten Ingenieur-
konsulenten fär Vermessungswesen
durchgefährt werden .

Gemeinden, die den Kataster in
Hinsicht auf die Erfordernisse der
Raumordnung zeitlich vor der amtli-
chen digitalen Erfassung umformen
wollen, künnen gemeinsam mit dem
zustÖndigen Vermessungsamt und
einem beauftragten Ingenieurkonsulent

fär Vermessungswesen die Erstellung
der DKM selbst betreiben . Die Kosten,
die der Gemeinde fär die Beschaffung
geeigneter Plangrundlagen entstehen,

sind fär die Fürderung des ürtlichen
Raumordnungskonzeptes aus Landes-
mitteln bis zur maximalen Fürdergrenze
anrechenbar .

Erste Konzepte stehen
in Vorbegutachtung

Die Vorbegutachtung dient der fräh-
zeitigen Abstimmung des Konzeptent-
wurfes vor der die Planung abschlieƒen-
den aufsichtsbehürdlichen Begutach-
tung . Der in der Gemeinde zumindest
vom zustÖndigen Ausschuƒ gutge-
heiƒene Entwurf soll äber die Rechts-

abteilung Vel beim Amt der Landes-
regierung eingebracht werden, da
damit auch die Auszahlung der ersten
Fürderungsrate an die Gemeinde be-
grändet wird . Der Entwurf wird bei der
Fachabteilung fär Raumordnung Ic zur
Begutachtung durch die wichtigsten
Dienststellen und Institutionen aufge-
legt. Die Vorbegutachtung schlieƒt mit
einer zusammenfassenden Stellung-
nahme an die Gemeinde und deren
Planer, oftmals auch begleitet von einer
gemeinsamen Besprechung des Ent-
wurfes .

Erste Konzeptbearbeitungen stehen
bereits in Vorbegutachtung . Die derzeit
auftretende Breite der formalen und
inhaltlichen Bearbeitung ist nicht ver-
wunderlich : fär alle Beteiligten gilt es
neue Wege zu beschreiten! Ausgangs-
punkt der Befassung mit den Entwärfen
ist das Raumordnungsgesetz und die
dazu erlassenen Verordnungen . In einer
ersten, noch auf wenigen Konzept-

DIGITALE PLANGRUNDLAGEN
Digitaler Datenstand per April 1996
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entwärfen beruhenden Gesamtsicht
fÖllt auf : In inhaltlicher Hinsicht domi-
niert des üfteren eine detaillierte Bear-
beitung neuer Siedlungsentwicklungen
auf Kosten der geforderten gesamthaf-
ten und grundsÖtzlichen Behandlung
dieses Themas . In den meisten bisheri-
gen Einreichungen wird auch der not-
wendigen infrastrukturellen Entwick-
lung und der Einbindung der Ge-
meinde in ihr Umfeld zu wenig Raum
eingerÖumt. In formalen Belangen
gleicht die planliche Darstellung oft-
mals bereits einem vorweggenomme-
nen FlÖchenwidmungsplan . Grund-
sÖtzlich besser bedacht werden muƒ
der Entwurf des Verordnungstextes, der
die Vorstellungen und Absichten des
ErlÖuterungsberichtes in konkret festge-
legte Ziele und durchfährbare Maƒ-
nahmen umsetzt .

Die Erstellung der †rtlichen Raum-
ordnungskonzepte bietet den Gemein-
den eine neue Chance! In Zeiten da
es auf das Haushalten mit üffentlichen
Mitteln ankommt, da vielfÖltige An-
spräche an unseren gemeinsamen
Lebensraum gestellt und entschieden
werden mässen, kann ein Instrument,
das die gesamthafte Betrachtung und
Lenkung der rÖumlichen Gemeinde-
entwicklung ermüglicht, von groƒem
Nutzen sein . Dazu bieten auch die
Raumordnungs-Abteilungen der Lan-
desverwaltung ihre Dienste an .
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Zur Baulandentwicklung der Jahre 1984 - 1995

In den vergangenen 11 Jahren wurden durch „nderungen der
Flächenwidmungspläne 11 Quadratkilometer Land zur baulichen
Nutzung zusätzlich freigegeben. Nahezu 10 Prozent bzw. 155
Quadratkilometer unseres beschränkten Dauersiedlungsraumes
sind damit bebaut bzw. bebaubar. In diesen Berechnungen ist die
Stadt Innsbruck nicht enthalten .

Exakt 1 .091 Hektar beträgt der gesam-
te Zuwachs an bebaubarem Land in
den Jahren 1984 - 1995 bezogen auf
die ausgewiesenen Flächen in den
Urflächenwidmungsplänen . Davon ent-

fallen 723 Hektar bzw. 2 Drittel auf die
Kategorie Bauland (Wohngebiet,
Mischgebiet, Kerngebiet, Tourismus-
gebiet, landwirtschaftliches Misch-
gebiet), 161 Hektar (15 %) wurden als
Gewerbegebiet gewidmet, 207 Hektar
(ein Fünftel) als bebaubare Sonder-
flächen (z. B. Feuerwehrhalle, Sport-
anlage usw.) .

Somit beträgt das derzeit gewidmete
Bauland (ohne Gewerbegebiet und
Sonderflächen und ohne Innsbruck-
Stadt) insgesamt 15 .458 Hektar .

Bezogen auf die Wohnbev…lkerung
(540.000 Einwohner ohne Innsbruck-
Stadt) stehen für jeden Einwohner
durchschnittlich 287m ,' gewidmetes

Bauland zur Verfügung ( vgl . Bauplatz-

gr…†e) .

Betrachtet man das Ausma† des
Flächenzuwachses pro Jahr, ist eine
deutliche Zunahme in den letzten 3
Jahren zu erkennen . Dies deutet einer-
seits auf die dringende ‡berarbei-
tungsnotwendigkeit der derzeit gülti-
gen Flächenwidmungspläne hin. An-
dererseits ist diese Zunahme auch zum
Teil durch neue gesetzliche Vorschrei-
bungen bedingt (im TROG 1994 sind
nun für gewisse Baulichkeiten Son-
derflächen-Widmungen notwendig :
z .B . zur Errichtung einer Hofstelle
oder sonstiger landwirtschaftlicher

Gebäude) .

Im Jahre 1995 setzte sich somit der seit
1991 bestehende Trend fort. Es wurde

etwa doppelt so viel bebaubares Land
zusätzlich gewidmet als im Jahre 1985 .
Die Anzahl der „nderungsanträge
pendelte sich inzwischen bei ca. 1100
Fällen pro Jahr ein . Die aufsichtsbe-
h…rdlich versagten „nderungen von

jährlicher Rachenzuwachs (m qm)
600 000 I
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Flächenzuwachs durch Widmungsänderungen seit 1984

TirStat

Robert Ortner

Flächenwidmungsplänen sind von 184
im Jahre 1993 auf 114 im Jahre 1994
und 56 im Jahre 1995 gesunken .
Der Flächenzuwachs ist besonders in
den Bezirken Kitzbühel und Kufstein -
wie bereits in den letzten 3 Jahren fest-
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Widmungsbilanz 1995 nach Bezirken
'dme e Fläche (in qm)

gestellt - sehr hoch. Auch der Bezirk
Innsbruck-Land verzeichnete einen
Rekordflächenzuwachs im Jahre 1995 .
Die ƒbrigen Bezirke blieben zumeist im
gewohnten Ausma„, im Bezirk Landeck
ist der Flächenzuwachs im Vergleich zu
den Vorjahren rƒckgängig .
Eine weitere Auffälligkeit der Wid-
mungstendenz ist, da„ in einigen
Bezirken die Widmungskategorie Ge-

I Bauland üGewerbegebiet DBebaubare Sonderflächen

werbegebiet deutlich rƒckgewidmet
und anstelle dessen fƒr Wohnbau
geeignete Kategorien ausgewiesen wur-
den . Wenn auch die kurzfristige
MÖglichkeit der Verwertbarkeit bei
hÖherem Grundpreis steigen mag,
entstehen auf längere Sicht dadurch
Platzmangel und eingeschränkte Ent-
wicklungsmÖglichkeiten fƒr die Wirt-
schaft.

	

…

Kti
Neues TROG
lÖst zusätzliche
Widmungsverfahren
aus
Im TROG 1994 sind mehrere ver-
pflichtende Sonderflächenfest-
legungen fƒr bauliche Anlagen und
Materialabbaugebiete enthalten, die
nach dem TROG 1984 noch im
Freiland errichtet werden konnten .
Dies betrifft zum einen bestimmte
landwirtschaftliche Bauten, wie die
Neuerrichtung von Hofstellen († 44),
von Austraghäusern († 46) und von
sonstigen land- und forstwirtschaft-
lichen Gebäuden († 47) . Zum ande-
ren sind die Flächen fƒr den Abbau
von mineralischen Rohstoffen (sofer-
ne sie nicht dem Berggesetz unter-
liegen) ebenso wie die Errichtung
und Aufstellung von Gewinnungs-
und Aufbereitungsanlagen als
Sonderflächen († 51) festzulegen .

Alleine auf dieser Gesetzesände-
rung beruhend wurden im Jahre
1994 damit 151 Widmungs-
änderungen ausgelÖst. Das
sind ca . 14 % der mit einem
aufsichtsbehÖrdlichen
Bescheid abgeschlossenen
Widmungsänderungen (1095
Bescheide) im Beobachtungs-
zeitraum 1994 .
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Baulanderhebung zum 1 .1 .1995 Manfred Kaiser

Im Landesdurchschnitt sind derzeit etwa ein Drittel aller
gewidmeten Flächen unbebaut. Städtische Gemeinden und
auch solche mit hoher Tourismusintensität weisen signifkant
unterdurchschnittliche Baulandreserven auf, Stadtumland-
gemeinden und ländliche Gemeinden hingegen
Öberdurchschnittliche Werte .

Gemäƒ „ 36 Abs . 3 TROG 1994 sind die

BÖrgermeister der Tiroler Gemeinden
verpflichtet, dem Gemeinderat bis
30 .6.1995 eine nach Widmungsarten
gegliederte Zusammenstellung Öber
das Flächenausmaƒ der mit Stichtag
1 . Jänner 1995 gewidmeten bebauten
und unbebauten GrundstÖcke vorzu-
legen und diese anschlieƒend an die
Landesregierung weiterzuleiten .

In der Abteilung Ic werden diese Daten
erfaƒt und statistisch ausgewertet .

Anhand der bis Redaktionsschluƒ ein-
gelangten 154 Meldungen wird im fol-
genden versucht, die gegenwärtigen
,Reserven' an bebaubarem und bereits
gewidmetem Grund und Boden darzu-
stellen bzw . die durchaus unterschied-
liche Situation in verschiedenen Tiroler
Gemeinden näher zu beleuchten .

Zu diesem Zweck wurden die 154 Ge-
meinden stichprobenartig in 4 Klassen
zusammengefaƒt. Die erste Gruppe
bilden die Städtischen Gemeinden' .

Die hier zugeordneten Gemeinden
weisen jeweils einen Bev…lkerungsstand
von mindestens 7000 Personen auf
(Stichtag : 31 .12.1995). Von den 13 Ge-

meinden, die dieses Kriterium erfÖllen,
sind 8 ihren gesetzlichen Verpflich-
tungen nachgekommen und konnten
in die Stichprobe aufgenommen wer-
den (Anm . : Die Stadt Innsbruck ist in
Tirol sicherlich als Sonderfall zu bezeich-
nen und wurde daher - auch wegen der
Vergleichbarkeit mit der Widmungs-
bilanz - in der Stichprobe nicht berÖck-
sichtigt) .

Die zweite Gruppe bilden die ,Stadt-
umlandgemeinden', welche sich - wie
der Name schon sagt - in unmittelbarer

Nähe von Städten bzw . gr…ƒeren

Gemeinden, verteilt im gesamten
Bundesland, befinden . Als drittes

Kriterium dienen die †bernachtungen
des Berichtsjahres 1995, wobei eine
Stichprobe von 13 Orten aus der
Grundgesamtheit von 27 Gemeinden
mit einer Nächtigungssumme von
mehr als 400.000 gezogen wurde. Die

vierte Klasse wird letztendlich von
Gemeinden gebildet, welche im

Rahmen der letzten Volkszählung einen
Anteil von mehr als 15 % Wohnbe-
v…lkerung in der Land- und Forstwirt-
schaft aufweisen. 16 der 26 Gemein-

den, die dieses Kriterium erfÖllen, wur-
den in die Berechnungen einbezogen .

Die Grafik zeigt, daƒ im Landesdurch-
schnitt derzeit etwa 33 % des gewid-
meten Baulandes unbebaut sind . Es

ergeben sich jedoch durchaus signifi-
kante Unterschiede zwischen den ein-
zelnen ,Ortstypen' . So liegen die bereits

gewidmeten, jedoch noch unbebauten
Flächen in den städtischen Gemeinden

Prozent

i
o~adt Garnemd :,-,

	

FV-Gemeinde
Stadtumlandgemeinden

erwartungsgemäƒ unter dem Landes-
durchschnitt. †berraschend ist jedoch,
daƒ auch die Fremdenverkehrs-
gemeinden Öber unterdurchschnittliche
Baulandreserven verfÖgen und sich die
errechneten Werte sogar noch unter
dem Niveau der Stadtumlandgemein-
den bewegen, welche - vor allem rund
um Innsbruck - unter hohem Siedlungs-

druck stehen .

Landlache Gemeinden

(üBauland bebaut C3Bauland unbebaut I

Anhand der bisher vorliegenden
Meldungen der Gemeinden zeigt sich
darÖber hinaus, daƒ auf jeden Tiroler im
Durchschnitt etwa 144 m 2 tatsächlich
bebautes (Wohn-)Bauland fallen, bei
NichtberÖcksichtigung von Innsbruck-
Stadt erh…ht sich dieser Wert auf

1 70 m 2 .

Vergleicht man die bestehenden Bau-
landreserven mit der Bev…lkerungs-
entwicklung der letzten Jahre und dem
steigenden Baulandzuwachs (siehe
Artikel Widmungsbilanz 1995'), zeigt

sich: Der aktuelle Baulandbedarf wird
hauptsächlich durch zusätzliche Neu-
widmungen befriedigt. Die vorhande-
nen Widmungsreserven selbst werden
nicht angetastet bzw. als Wertanlage

verwendet . Der Mobilisierung der
Baulandreserven kommt daher im
Rahmen der Ausarbeitung der …rtlichen
Raumordnungskonzepte und der †ber-
arbeitung der Flächenwidmungspläne
groƒe Bedeutung zu .
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Vor den Vorhang

Praktizierte Raumordnung am Weerberg

	

Hubert Hüpperger

4 Beispiele in einer Tiroler Gemeinde, mit vüllig unterschiedlichen Ansatzpunkten, Bauland
und Wohnraum fär heimische Bauwerber und Betriebe zu schaffen. 2 Siedlungsprojekte
in verdichteter Bauweise sowie 25 neue Wohnungen und ein GeschÖft in einem ehemaligen
SennereigebÖude sollen vor allem der jungen Generation eine neue Heimat geben .
Im Gewerbepark haben bodenstÖndige Betriebe einen neuen Standort gefunden und
gleichzeitig wichtige ArbeitsplÖtze in der Gemeinde erhalten .

Weerberg,
eine Unter-
inntaler Ge-
meinde, mit heute
2116 Einwohnern hat
bereits vor Jahren den Wert,
den eine intakte Landschaft und eine
vorausschauende Siedlungspolitik fär
die Gemeinde darstellt, erkannt . Durch
vertragliche Vereinbarungen bei Neu-
widmung und neuerdings auch durch

Einbe-
ziehung des

Tiroler Bodenbeschaf-
fungsfonds, konnten fär junge Weer-
berger geeignete Grundstäcke oder
Widmungen zu einem vertretbaren
Preis angeboten werden .

> Neues Leben in
alter Bausubstanz

Seit Jahren stand die ehe-
malige KÖserei bereits still
und das mÖchtige GebÖude

war zuletzt dem Verfall preisge-
geben. Die Nachbarschaft zu

einer bestehenden Wohnsiedlung
machte das Areal fär eine anderwer-

tig gewerbliche Nutzung weitgehend
uninteressant . Ein Gläcksfall fär die
Gemeinde, als sich ein WohnbautrÖger
fand, der die Rohmauern der KÖserei
geschickt in einen Wohnbau integrierte
und mit Hilfe der Gemeinde und der
Wohnbaufürderung daraus 25 Wohn-
einheiten, sowie ein GeschÖftslokal
errichten konnte . Bärgermeister Hubert
Schüƒer sicherte seinen Bärgern schon
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bei der Bauverhandlung das Vorkaufs-
recht auf 2 Monate zu . Auf Grund der
starken Nachfrage gelang es, 70% der
neuen Wohnungen an Weerberger zu
vergeben . Die Finanzierung erfolgte zu
35% aus Mitteln der Wohnbau-
fürderung, 25% Eigenmitteln und zu
40% aus Bausparkassen- und Banken-
finanzierung . Ein Erfolg nicht nur fär die
Raumordnung : Ein drohender Schand-
fleck im Ortsbild wurde beseitigt und
gleichzeitig Wohnraum geschaffen,
ohne zusÖtzliche FlÖchen zu verbrau-
chen .

> Neues Wohnen in
bodensparender Bauweise
Bei einem Siedlungsprojekt im Ortsteil
Laimbach konnte der Gemeinderat im
Jahre 1991 erstmals ein Mitsprache-
recht fär ein grüƒeres und neu zu wid-
mendes Grundstäck erwirken. Die Hühe
der Grundstäckskosten und die Vergabe
an Weerberger Gemeindebärger konn-
te bereits im Vorfeld und im Einver-
nehmen mit den Grundstäckseigen-
tämern getroffen werden . 5 Doppel-
hÖuser, sowie 2 EinzelhÖuser wurden
bereits errichtet. Die Erschlieƒung,
sowie das fär das Ortsbild vertrÖgliche
Maƒ an Verdichtung wurden zusam-
men mit dem ürtlichen Raumplaner

erarbeitet und auch an eine spÖtere
Erweiterungsmüglichkeit wurde bei der
Planung bereits gedacht. Probleme
ganz unerwarteter Art traten im
Nachhinein auf . Der vom Gemeinderat
beschlossene Bebauungsplan schien in
einigen Punkten zu wenig auf die
GelÖndebedingungen einzugehen . Ein
jahrelanger Streit und eine unschüne
Feuermauer sind das derzeitige Ergeb-
nis. Eine Lehre fär den Gemeinderat, in
Zukunft Planungen zusammen mit dem
ürtlichen Raumplaner genauer zu hin-
terfragen .

Vüllig neue Wege geht die Gemeinde
auch beim nÖchsten Vorhaben . Dies
sowohl aus der Sicht der Planung, als
auch unter erstmaliger Einbeziehung
neuer Müglichkeiten, die der Boden-
beschaffungsfonds des Landes Tirol den
Gemeinden anbietet . Grundkauf, Ver-
tragsabwicklung, Bildung von Bau-
landreserven und Vergabe an Ge-
meindebärger mässen nun nicht mehr
in der Gemeindestube gehandelt wer-
den, eine neutrale und fachkundige
Stelle äbernimmt diese heikle Aufgabe .
Neue Wege geht dabei auch der
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zustündige Raumplaner der Gemeinde,
Architekt DI . Hannes Bittner, indem er
seine Vorstellungen äber die Bebauung
anhand von Computeranimationen
dem Gemeinderat zur Entscheidung
vorlegt. Auch seine Gedanken zum
Wohnen und dem Wohnwert eines
Hauses auch im Zusammenhang mit
der ErschlieÖung werden derzeit in der
Gemeinde eifrig diskutiert . Eines ist aber
heute schon sicher; auch hier werden
Einfamilien- und Doppelhüuser fär
Weerberger Familien zu einem ertrügli-
chen Preis entstehen .

> Ein neuer
Standort fär Betriebe
Die Erhaltung der gewerblichen Be-
triebe und der damit verbundenen
Arbeitsplütze, war der Gemeinde ein
dringendes Anliegen . Die Suche nach

geeigneten Standorten scheiterte letzt-
endlich immer an zu nahe gelegener
Wohnbebauung. Bodenstündige Betrie-
be drohten abzuwandern . Beinahe in
letzter Minute konnte ein bislang kaum
beachtetes Grundstäck, welches zu
dem direkt an der LandesstraÖe lag,
ausfindig gemacht werden . Eine gute
verkehrsmüÖige ErschlieÖung, ausrei-
chende Entfernung zu Siedlungs-
gebieten, sowie eine optisch gute
Einbindung in das Landschaftsbild
brachten eine zägige Abwicklung
der erforderlichen Verfahren mit
sich . Fär die am Weerberg berähmte

ƒGrauküserei", eine heimi-
sche Tischlerei

sowie einen

Früsbetrieb
konnten nunmehr neue

Betriebsstütten errichtet werden . Ein
gutes Beispiel fär eine Handwerkszone
in einer äberwiegend d„rflich struktu-
rierten Gemeinde .

> Neue Ideen im …rtlichen
Raumordnungskonzept
gesucht
Um zukänftige Entwicklungen frähzei-
tig erkennen zu k„nnen, hat der
Gemeinderat bereits im vergangenen
Jahr beschlossen, zusammen mit einem
Fachmann, das …rtliche Raumord-
nungskonzept, zu erstellen . Die fär die
Planung ben„tigten Grundlagen wur-
den bereits erstellt, modernste Tech-
niken werden dabei eingesetzt . Nun gilt
es Entscheidungen fär die zukänftige
Entwicklung der Gemeinde zu treffen .
Dabei gilt es Tradition und Fortschritt
sinnvoll zu vereinen und den einmal
eingeschlagenen Weg, Raumordnung
nicht nur am Papier sondern anhand
realisierbarer Projekte zu betreiben,
fortzusetzen .

	

†
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128

194

oder in Bereichen unsicherer oder
geringer Schneelage sowie Einses-
sellifte sind am stürksten von Auf-
lassungen betroffen. Bemerkenswert
ist der hohe Anteil von Schleppliften
mit niederer SeilfÖhrung, den
sogenannten Babyliften, die bereits
ein Viertel aller Schlepplifte bzw .
16% aller Aufstiegshilfen aus-
machen .

Die starke landesweite Zunahme
der Transportkapazitüt als Kenn-
ziffer der Leistungsfühigkeit von
Seilfƒrderanlagen von rund 6% ist
das Ergebnis der in den beiden
Jahren getütigten hohen Investi-
tionen in leistungsstarke Ersatz-
anlagen . In regionaler Betrachtung
fÖhrt der Bezirk Schwaz die
Veründerung in absoluten Zahlen
an . Der Bezirke Lienz verharrt auf
niedrigem Niveau .

Vor kurzem ist die 14 . Auflage der
alle 2 Jahre erscheinenden Liftstati-
stik Öber die aktuelle Ausstattung
Tirols mit mechanischen Aufstiegs-
hilfen sowie der Leistungsfühigkeit
der Skigebiete erschienen . Die
Erhebung und Auswertung wurden
erstmalig von der Abteilung If-Sport
des Amtes der Tiroler Landes-
regierung durchgefÖhrt und EDV-
unterstÖtzt aufbereitet.

Die Gesamtzahl aller mechanischen
Aufstiegshilfen in Tirol ist weiter im
Sinken begriffen . Hat sich deren
Anzahl im Berichtszeitraum 1992 -
1994 von 1269 auf 1218 (- 4%)
reduziert, nahm sie im Zeitraum
1994 - 1996 neuerlich um 2,6
ab. Damit hat Tirol zum Stichtag

1 . 1 . 1996 insgesamt 1 186 mechani-
sche Aufstiegshilfen . Schlepplifte,
besonders in isolierten Einzellagen

VERäNDERUNG DER TRANSPORTKAPAZITäT ALLER
ANLAGEN SEIT 1994

1UNTERTEII T IN BEZIRKEN)

Transportkapazitüt

	

Veründerung
11 .000 Pers .Hmthl

1994	 1	1996

	

in 1%1
nnsbruck 1 .595 1 .799 12,79
Imst 46.018 47.843 3,97
hk-Land 32.362 133.917 4,81
Kirzbtihel [ 54.990 57.622 4 79
Kutsteln 29.398 i 31 .268 _6,36
Landeck 65 .317 69.057 5,73
Lienz 16.751 i 16 .751 0,00
Reutte 21 .660 22.268 2,81
Schvvaz

	

57.685 I 64.717

	

12,19
325 .776 j 345 .242 1	5,98

ANZAHL DER ANLAGEN IN DEN EINZELNEN BEZJRKEN
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Heft 11 . Mai 1996

1 . Raumordnungs-

gesetz-Novelle

Die erste Novelle zum Tiroler Raum-
ordnungsgesetz 1994 wurde im
LGBLNr. 4/1996 kundgemacht und
ist mit 1 . Februar 1996 in Kraft
getreten .

Auf Grund eines Erkenntnisses des
Verfassungsgerichtshofes wurden die
Bestimmungen Öber Freizeitwohn-
sitze dahingehend geündert, da„
nunmehr Erweiterungen bestehender
Freizeitwohnsitze in geringfÖgigem
Ma„e (bis zu 25 % der Baumasse
des rechtlich relevanten Bestandes,
hƒchstens jedoch 30 m') zulüssig
sind. Zugleich wurden die Privat-
zimmervermietung und das Anbie-
ten von maximal 3 Ferienwohnun-
gen mit nicht mehr als insgesamt
12 Betten an kurzzeitig wechselnde
Güste ausdrÖcklich aus der Freizeit-
wohnsitz-Regelung ausgenommen .

Ebenso auf Grund eines Erkennt-
nisses des Verfassungsgerichtshofes
wurden die Bestimmungen Öber die
Festlegung zulüssiger oder nicht
zulüssiger Arten von Betrieben in
Gewerbe- und Industriegebieten und
in Mischgebieten (…… 39 und 40
TROG 1994) durch Angabe von
Kriterien fÖr eine derartige
Typisierung ergünzt.

Bahnausbau im

Unterinntal

Zum Jahreswechsel nahm die
Brenner Eisenbahn Gesellschaft mit
Sitz in Innsbruck, kurz BEG
genannt, ihre Tütigkeit auf. Die
Gesellschaft ist mit dem Ausbau der
Zulaufstrecke Nord der Eisenbahn-
achse MÖnchen-Brenner-Verona auf
ƒsterreichischem Staatsgebiet
betraut. FÖr den Abschnitt
Kundl/Radfeld - Baumkirchen
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wird derzeit die Detailplanung
durchgeführt .

Im Unterinntal von Wärgl bis Inns-
bruck überlagern sich die Verkehrs-
sträme, sodaÖ hier die gräÖten
Belastungen der gesamten Bahn-
achse auftreten . Da die zweigleisige
Bestandsstrecke die prognostizierte
Verkehrszunahme auch ohne Bau
des Brenner-Tunnel nicht bewƒltigen
kann, ist der Bahnausbau bzw. -
neubau im Unterinntal erforderlich .
Die „Boureffmochung" des Abschnit-
tes Kundl - Baumkirchen wird unter
optimalen Bedingungen 3 Jahre in
Anspruch nehmen. Mit der Fertig-
stellung des Ausbauschrittes Kundl -
Stans wird im Jahr 2002 gerechnet,
der Bau der Neubaustrecke Stans -
Baumkirchen wird infolge der lan-
gen Tunnelbaustelle bis etwa 2004
dauern. Bis 2010 soll dann auch
der 3. Ausbauschritt Schaftenau -
Kundl fertiggestellt sein . Die ge-
schƒtzten Investitionen (ohne MWSt.
und Finanzierungskosten) für den
Ausbau der Bahnstrecke Unterinntal
betragen insgesamt 22 Milliarden
Schilling (Preisbasis 1995) .

Ein Schwerpunkt der derzeitigen
Planungsarbeiten liegt in der Erar-
beitung der Umweltvertrƒglichkeits-
Erklƒrung, die im Oktober 1996
eingereicht werden soll . Die an-
schlieÖende Umweltvertrƒglich-
keitsprüfung (UVP) soll eine gesamt-
hafte und unter breiter Bürgerbetei-
ligung herbeigeführte Begutachtung
der Umweltauswirkungen des Bahn-
baues und spƒteren Betriebes
herbeiführen. Aufbauend auf dieses
Verfahren kann die eisenbahnrecht-
liche Trassenverordnung (und Bau-
genehmigung) erlassen werden .

Auskünfte zum Projekt erhalten
Sie bei :
Brenner Eisenbahn GmbH (BEG)
NeuhauserstraÖe 7
A-6020 Innsbruck
Tel. 0512/5309
Fax 0512/5309-10

raun9Kurs%
Zusammenarbeit
Tirol-Werbung und
TIRIS
Die moderne Zeit verlangt nach
neuen Medien : Auf der aktualisier-
baren Datenbasis des Tiroler Raum-
ordnungs-Informationssystemes TIRIS
entsteht im Auftrag der Tirol
Werbung bei einem namhaften
Technischen Büro eine für vielfƒltige
Werbe- und Informationszwecke
einsetzbare Digitale Karte Tirol' .
Diese zielgerichtete Zusammenarbeit
zwischen Privat- und Gemeinwirt-
schaft sowie der Landesverwaltung
vermag auf hohem technischen
Niveau neue Wege für die Zukunft
aufzuzeigen .

Ihren ersten Einsatz erfƒhrt dieses
digitale Mehrzweckprodukt' bei der
neuen Werbelinie der Tirol-
Werbung. In verschiedenen, an
unterschiedliche Interessentenkreise
gerichtete Faltprodukten (zB . „Berg")
wird die digitale Karte zusammen
mit speziellen, jahresbezogenen
Informationen ausgedruckt . Sowohl
die digitale Basisinformation als
auch die speziellen Eintragungen
kännen kurzfristig vor jedem Druck-
vorgang geƒndert werden . Die
Nutzungsrechte an der digitalen
Karte gehen auch auf das TIS über,
das spezielle Tourismus-Medien
auch im Internet anbietet.

Anderungen beim
Raumordnungs-
Schwerpunkt-
programm

Auf Grund einer Empfehlung des
Raumordnungsbeirates hat die
Landesregierung am 12 .12.1995
das Mittelfristige Programm 1996 -
2000 zum Raumordnungs Schwer-
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punktprogramm des Landes Tirol
beschlossen und wird es nach
Annahme der Notifizierung seitens
der Europƒischen Kommission dem
Landtag zur Genehmigung vorlegen .

Nicht zuletzt deshalb, weil die
Notifizierung derartiger Färderungs-
programme durch die EU betrƒchtli-
chen Aufwand erfordert, wurde erst-
mals der Weg des jƒhrlichen gene-
rellen Programmes verlassen und
statt dessen ein mittelfristiges
Programm mit 5jƒhriger Laufzeit
fixiert.

Um die beschrƒnkten Mittel mäg-
lichst konzentriert zur Wirkung
bringen zu kännen und um eine
inhaltliche Abstimmung mit den
Regionalfärderungsprogrammen
der EU herzustellen, wurden die
Färderungsschwerpunkte des
Raumordnungs-Schwerpunkt-
programmes gestrafft und zum Teil
neu ausgerichtet .

Unter anderem wurde der bisherige
Färderungsschwerpunkt „Ansied-
lung, Entwicklung und Umstruktu-
rierung industriell - gewerblicher
Schlüsselbetriebe" aus dem ROSP
herausgenommen und statt dessen
im neuen Impulspaket Tirol unterge-
bracht. Umgekehrt werden künftig
unter dem Titel „Sicherung des
Erholungsgrundangebotes" auÖer-
halb touristischer Zentren auch
Färderungen für technische
Erholungseinrichtungen aus dem
ROSP mäglich sein . Weiters werden
nunmehr im Rahmen des ROSP
Färderungsmittel für Einrichtungen
des Regionalmanagements bereit-
gestellt .

Für das Jahr 1996 stehen im Raum-
ordnungs-Schwerpunktprogramm
insgesamt 102 Mio . ATS zur
Verfügung .

Nƒhere Auskünfte erteilt die
Abteilung Id des Amtes der
Landesregierung :
Tel. :0512/508-3200

	

…
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Sichern Sie sich den Weiterbezug von RO-INFO!

Liebe RO-INFO Leserinnen und Leser!

Die Notwendigkeit von Kosteneinsparungen in der äffentlichen Verwaltung berÖhrt auch
die ƒffentlichkeitsarbeit und damit unsere Zeitschrift "RO-INFO" . Mit Ihrer Antwort auf
unsere Nachfrage kännen wir auch in Zukunft Sie als interessierten Leser bedarfsgerecht
bedienen .

Die Redaktion

Bitte bis Ende Juni 1996 einsenden!

-----	

Ja!
I
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Ich will weiterhin kostenlos
I

	

die Zeitschrift "RO-INFO"
1
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Wir ersuchen um Zusendung von
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Faxvorlage
--------------------------------------------------------

Ja! Ich will weiterhin kostenlos die Zeitschrift "RO-INFO" beziehen .
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Wir ersuchen um Zusendung von	Exemplaren der Zeitschrift "RO-INFO" .

' Nachname .

	

Amt der Tiroler Landesregierung
Vorname:

	

Abteilung Ic

	

i
i

	

Firma/Institution . "RO-INFO"
iMichael-Gaismair-Straüe 1

Straüe .

	

A-6010 Innsbruck
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Ort / PIz. :

	

i
i

Fax: ++43/0512/5083605-

	

i
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Postkartenvordruck

Bitte nut
5,50 ATS
frankieren

Amt der Tiroler Landesregierung
Abteilung Ic
"RO-INFO"

Michael-Gaismair-Straüe 1
A-6010 Innsbruck
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